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Die Lebensverhältnisse der afgh
rung haben sich deutlich verbes
Landes und seiner Institutionen 

Die Bundeswehr ist drittgrößter Truppensteller der International Security Assistance Force in Afghanistan. 

anischen Bevölke ­
sert, der Aufbau des 
ist vorangeschritten: 

Das afghanische Volk hat sich am 4. Januar 2004 
eine Verfassung gegeben. Auf dieser Grundlage sind 
Präsident sowie Regierung und Parlament sowohl auf 
Landesebene als auch regional demokratisch legiti ­
miert. 

3.500 neue Schulen wurden gebaut, 30.000 neue Leh ­
rer wurden aus- und fortgebildet. Die Zahl der Schü le rin ­
nen und Schüler hat sich auf jetzt etwa sechseinhalb 
Millio nen, da von rund ein Drittel Mädchen, verfünffacht. 
Über 50.000 junge Menschen, darunter ein Viertel 
Frauen, stu die ren heute an einer der 19 Uni versitäten 
des Landes. Dies verbessert ihre individuellen Chancen 
und trägt maßgeblich zur Be schleu ni gung des Wie der­
aufbaus bei. Gleichzeitig reduziert Bildung dras tisch die 
Anfälligkeit der Jugend für die islamistische Propa­
ganda. 

1.800 Kilometer der 2.300 Kilometer langen Ring straße 
wurden inzwischen erneuert, rund 25 Prozent der 
34.000 Kilometer ländlicher Straßen wurden wie der 
hergestellt. Damit haben die Menschen Zugang zu 
den Märkten – eine wesentliche Voraussetzung für 
wirt schaftlichen Aufschwung. 

Auf einer Fläche von rund 1.000 Quadratkilometern, 
auf denen sich 3.000 Dörfer befinden, – das sind etwa 
zwei Drittel der Fläche, auf denen Minen vermutet 
wurden – wurden insgesamt 7,7 Millionen Spreng sät ­
ze beseitigt. Damit können sich die Menschen dort 
wie der ohne Gefahr auf ihr Land begeben und sich 
ihren elementaren Lebensunterhalt wieder mit Acker­
bau und Viehzucht verdienen. 

Mehr als fünf Millionen Flüchtlinge sind mittlerweile 
in ihre Heimat zurückgekehrt und haben ihre Entschei­
dung dank der substanziellen internationalen Hilfe 
nicht be reut. So wurden 170.000 Häuser gebaut und 
ca. 10.000 Wasserstellen eingerichtet. Rund 5.000 
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Deutsche Transportflüge für ISAF landesweit
 

Deutschland 

andere Nationen 

Deutsche Transportflugzeuge bringen etwa 50 Prozent der landesweiten Transportflugstunden für ISAF. Im Jahr 2008 
wurden bei mehr als 1.600 Flügen (7.190 Flugstunden) im und ins Einsatzgebiet in Afghanistan durch die Luftwaffe 
knapp 100.000 Personen und über 8.300 Tonnen Material transportiert. Gegenüber 2007 bedeutet dies eine 
Steigerung von ca. 20 Prozent. 

hei mat lose Familien konnten sich auf von der 
Regierung zugeteiltem Land niederlassen. 

Landesweit haben mittlerweile rund 85 Prozent der Be ­
völkerung Zugang zu einer gesundheitlichen Basisver­
sorgung. 

Die afghanischen Sicherheitskräfte haben inzwischen 
die Verantwortung für einen Teil der Stadt Kabul über­
nommen, und es ist geplant, auch die Provinz Kabul 
an sie zu übergeben. 

Den Erfolgen gegenüber stehen noch immer gra vie ­
rende Defizite beim Wiederaufbau der staat lichen und 
gesellschaftlichen Strukturen in Afghanis tan. Auch die 
Sicherheitslage im Land bleibt angespannt und wirkt 
sich hemmend auf die Entwicklung in allen Bereichen 
aus. Vornehmlich im Süden und Osten, aber auch im 
Westen und Norden Afghanistans, war im vergangen en 
Jahr eine Zunahme von Anschlägen und An schlags ver­
suchen zu verzeichnen. Auch die Bundes wehr hat 
Ge fallene und Verwundete zu beklagen. 

Afghanistan ist in fünf ISAF-Verantwortungsbereiche 
eingeteilt. Mit der Übernahme der Verantwortung im 
Regio nalkommando Nord mit Hauptquartier und logis­
tischer Basis in Masar-e Scharif stabilisiert Deutsch­
land den Norden an prominenter Stelle. 

Die Bundeswehr bildet in dieser für die Befriedung des 
Landes so ungemein wichtigen Region das Rückgrat 
von ISAF. Deutschland trägt so Verantwortung für 25 
Prozent des Staatsgebietes von Afghanistan und damit 
für ein Areal, das fast der Hälfte der Größe Deutschlands 
entspricht. Dort leben etwa 30 Prozent der afghanischen 
Bevölkerung. 

Zum Erreichen von Entwicklung und Sicherheit hat 
Deutschland frühzeitig auf das Konzept von Provincial 
Reconstruction Teams (PRT) gesetzt und mit Kundus 
der ISAF das erste PRT unterstellt. Das PRT-Konzept 
war in der ersten Phase des internationalen militä ri ­
sch en Engagements in Afghanistan Gegenstand 
einiger Kritik; es wurde weiterentwickelt und ist heute 
als äus serst wirk sames Mittel anerkannt, um die 
afghanische Re gie rung bei der Ausweitung ihres Ein­
flusses auf die Provin zen zu unterstützen. PRT unter­
stützen unter der Füh rung der ISAF zahllose Wieder­
aufbauprojekte; sie vermit teln zwischen Konfliktpar teien, 
tragen zur Entwaff nung afghanischer Milizen bei, unter­
stützen den Aufbau einer nationalen Polizei und der 
afghanischen Ar mee. 

Durch Kontakte mit den Behörden und der jewei li gen 
Bevölkerung vor Ort tragen sie ganz allgemein zu einer 
Verbesserung des Sicherheitsumfelds bei. Die PRT er ­
wei sen sich auch als eine wirksame Methode, um so ­
wohl militärische als auch zivile Akteure in die schwie ­
rige Aufgabe einzubinden und koordiniert den Aufbau 
ei nes Staatswesens mit ausländischer Hilfe zu unter­
stützen. 
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Deutsche Aufklärungsflüge für ISAF landesweit
 

Süd-/ 
Ostafghanistan 

Nord-/ 
Westafghanistan 

Landesweit unterstützt die Luftwaffe ISAF durch Aufklärungsflugzeuge vom Typ TORNADO. Mit diesen Flugzeugen 
wurden in bisher über 2.100 Flügen (davon fast 55 Prozent im Süden und Osten) zu mehr als 5.000 Aufklärungs­
objekten wertvolle Informationen geliefert und allein 2008 fast 10.000 Bilder an die Bedarfsträger übermittelt. 
Dies dient der Sicherheit unserer Soldaten ebenso wie der unserer alliierten Kameraden. 

Die PRT sind Helfer beim Wiederaufbau Afghanistans. 
Sie haben darüber hinaus einen militärischen Auftrag, 
der sowohl die Aufrechterhaltung eines sicheren Um ­
felds umfasst als auch die Intensivierung der Zusam­
men arbeit mit afghanischen Sicherheitskräften voran ­
treibt. Zur Zeit werden durch ISAF 26 PRT betrieben. 

Die deutschen PRT in Kundus und Faisabad werden 
gleich berechtigt durch einen militärischen Komman­
deur und einen zivilen Leiter oder eine Leiterin aus 
dem Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes geführt. 

In der Ortschaft Talokan unterhält die Bundeswehr zu ­
dem einen Außenposten mit einem regionalen Bera ter ­
team (Provincial Advisory Team – PAT). 

Zentrales Element der Arbeit der Bundeswehr mit Blick 
auf das Ziel selbsttragender Stabilität bleibt die Ausbildung 
der afghanischen Sicherheitskräfte: Sicherheit braucht 
in Afghanistan ein afghanisches Gesicht. Das schafft 
Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der Re gie rung bei 
der Bevölkerung, und es erlaubt, das militä rische 
Engagement schrittweise zurückzuneh men. Der 
Beschluss der afghanischen Regierung, den Aufbau 
der eigenen Streitkräfte voranzutreiben und eine Ziel­
struktur mit 134.000 Soldaten anzustreben, erfor dert 
konsequenterweise eine Intensivierung der An stren ­
gungen in der Ausbildung vor Ort. Seit Anfang 2009 
stellt Deutschland sieben Ausbilder- und Mentoren teams 
(Operational Mentoring and Liaison Teams, OMLT) für 
die Ausbildung von bis zu 7.500 afghanischen Sol­
daten. Die Bundeswehr unterstützt federführend die 

afgha nische Armee bei deren Aufbau einer Logistik schu ­
le und wird dort voraussichtlich bis 2012 8,5 Millionen 
Euro inves tie ren. Darüber hinaus prüft die Bundeswehr 
die Unterstützung der afghanischen Streitkräfte beim 
Auf bau einer Pionierschule in Masar-e Scharif und ei ner 
Verteidigungsakademie in Kabul. Ebenso hält die Bun ­
des wehr an ihrem Engagement mit 45 Feldjägern bei 
der Ausbildung der Polizei fest. 

Mit dem Einsatz in Nordafghanistan und der Gestellung 
der Schnellen Reaktionskräfte (QRF) im Norden so wie 
mit ihren Beiträgen für die Gesamtoperation in Afgha ­
nistan schultert die Bundeswehr große Lasten im inter­
nationalen Kontext. Sie stellt mit einer Obergrenze von 
4.500 Soldatinnen und Soldaten das drittgrößte Kon tin­
gent bei ISAF. Deutsche Transportflugzeuge erbringen 
etwa 50 Prozent der landesweiten Transportflugstunden 
für ISAF, und die Bundeswehr stellt regelmäßig Per­
sonal in Kandahar/Süd-Afghanistan, um dort zu helfen, 
die Kommunikationsfähigkeit der NATO im Lande 
sicher zustellen. Landesweit unterstützt die Luftwaffe 
ISAF durch Aufklärungsflugzeuge vom Typ TORNA DO. 
Mit diesen Flugzeugen wurden in bisher über 2.100 
Flügen (davon 55 Prozent im Süden und Osten) zu mehr 
als 5.000 Aufklärungsobjekten wertvolle Informationen 
ge liefert. Das entspricht etwa der Hälfte der Ge samt ­
aufklä rungsergebnisse von ISAF. Sie dienen der 
Sicherheit unserer Soldaten ebenso wie der unserer 
alliierten Ka meraden. 

Deutschland leistet seit 2002 in erheblichem Umfang 
Wiederaufbauhilfe für Afghanistan, die gerade in jüngster 
Zeit deutlich intensiviert wurde. 
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Betrug die Wiederaufbauhilfe im Jahr 2006 noch 80 
Mil li o nen Euro, so sind 170,7 Millionen Euro für das 
Jahr 2009 vorgesehen. Die Bundeswehr hat eine Viel ­
zahl von Aufbaumaßnahmen durchgeführt: Bislang 
wurden dabei 838 Projekte in den Bereichen Infrastruk­
tur, Ausbildung und Gesundheitswesen erfolgreich 
abgeschlossen und dabei Mittel in Höhe von et wa 
5,1 Millionen Euro investiert. Darüber hinaus wurden 
seit 2006 fast zehn Millionen Euro (BMVg: 5,07 Millio­
nen Euro) für die Provincial Development Funds (PDF) 
eingesetzt. Bis Ende 2008 konnten damit in den drei 
Provinzen Kundus, Tachar und Badachschan über 350 
Kleinprojekte in den Bereichen Wasserversorgung, 
Landwirtschaft, Infrastruktur und Ausbildung realisiert 
werden. Die Bundeswehr wirkt sich auch als Ar beit­
und Auftraggeber auf die wirtschaftliche Ent wicklung in 
Nord-Afghanistan aus. Neben der Beschäftigung von 
etwa 850 zivilen afghanischen Beschäf tigten durch das 
deutsche Einsatzkontingent ISAF sind in diesem Zu ­
sammenhang vor allem militärische Infrastrukturprojek ­
te zu nennen: der Neubau der Start- und Lan debahn 
des Flughafens in Masar-e Scharif mit ei nem In ves ti-

Deutsche CIMIC-Projekte bei ISAF 

2839 

tionsvolumen von bis zu 31 Millionen Euro durch die 
NATO (deutscher Beitrag ca. 20 Prozent), der Bau und 
die Unterhaltung von Feldlagern, Straßen und Brücken 
in Masar-e Scharif, Kundus, Talokan und Faisabad und 
der Aufbau von Infrastruktur für die Afghan National 
Army (ANA). 

In diesem und im kommenden Jahr werden zum zwei ­
ten Mal nach 2004 und 2005 demokratische afghani­
sche Präsidentschafts- und Parlamentswahlen statt­
fin den. Die internationale Gemeinschaft wird die Afgha­
nen dabei unterstützen, dass diese Wahlen erfolgreich 
durchgeführt werden können. Schon jetzt ist die Bun­
des wehr an der Vorbereitung beteiligt. Im Norden 
Af gha nistans ist die Wählerregistrierung, die Voraus­
set zung für die Durchführung der Wahlen ist, abge ­
schlos sen. Der ruhige Verlauf der Wählerregistrierung 
ist zwei felsohne ein Erfolg guter Vorbereitung und 
Beglei tung u. a. durch die Soldatinnen und Soldaten 
der Bundes wehr. Mit der Durchführung der Wahlen 
kann die af gha nische Regierung beweisen, wie weit 
ihre Regie rungs führung und Staatlichkeit gediehen ist. 

406311 

23 
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In Afghanistan sind Entwicklung und Sicherheit eng mit 
den Auswirkungen der Drogenwirtschaft verknüpft. Pro 
Jahr stammen mehr als 90 Prozent des Opiums auf 
dem Weltmarkt aus Afghanistan. Mit den Gewinnen 
wer den die gegnerischen militanten Kräfte ebenso wie 
die Untergrundarbeit der Taliban und Waffenkäufe fi nan ­
ziert. Wer Sicherheit und Entwicklung für Afgha nis tan 
will, muss den Aufständischen ihre wirt schaft liche 
Grund lage entziehen. Über Anreize zur Nutzung wirt ­
schaft licher Alternativen gab es in den vergangenen 
Jah ren einen Rückgang der Anbauflächen zu verzeich­
nen. Doch die eigentlichen Gewinne werden nach der 
Ern te bei Veredelung und Verkauf erzielt. Die Drogen­
be kämpfung im Lande ist Sache der afghanischen 
Re gie rung. Es bedarf auch hier eines „afghanischen 
Ge sichts“, um wirksam und nachhaltig erfolgreich zu 
sein, aber auch um das Vertrauen im Land in die 
eigene Re gie rung zu stärken. Da die Afghanen aber 

noch nicht die Mittel haben, um das Problem ohne 
internationale Unterstützung eigenständig und alleine 
zu bekämpfen, bleibt internationale Hilfe notwendig. 

Die Sicherheit Afghanistans hängt ganz unmittelbar mit 
den Beziehungen zu den Staaten der Region und der 
Lage in den Nachbarstaaten zusammen. Den größten 
Einfluss auf die Lage in Afghanistan hat das Nachbar­
land Pakistan. Die beiden Länder haben eine gemein­
same, fast 2.500 Kilometer lange Grenze. Die Grenze 
ist in weiten Teilen offen; der Grenzverlauf ist oft in der 
durch Gebirge gekennzeichneten Landschaft gar nicht 
erkennbar und daher nur schwer zu kontrollieren. Eine 
dau erhafte Verbesserung der Lage in Afghanistan er ­
for dert es, dass Instabilität und Terror nicht weiter im ­
por tiert werden können. Diese Aufgabe ist nur gemein­
sam mit den Nachbarn zu bewältigen. Wir brauchen 
eine bessere Grenzsicherung zu Pakistan. 

Bei einer Übung im Rahmen der ISAF-Mission in der Nähe von Masar-e Scharif. 



Operation Enduring Freedom - OEF
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Operation ENDURING FREEDOM - OEF / 

Operation ACTIVE ENDEAVOUR - OAE 

Seit den furchtbaren terroristischen Anschlägen des 
11. September 2001 beteiligt sich Deutschland mit 
Streitkräften an der militärischen Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus, eine der zentralen Her­
ausforderungen für die Staatengemeinschaft. Hierzu 
bedient sich Deutschland ebenfalls des vernetzten 
Ansatzes mit politischen, entwicklungspolitischen und 
polizeilichen, aber auch mit militärischen Mitteln. Unser 
Beitrag dazu besteht heute aus Seestreitkräften im 
Mittelmeer und im Seegebiet rund um das Horn von 
Afrika. 

Am Horn von Afrika überwachen deutsche Schiffe und 
Luftfahrzeuge in der Task Force 150 die Seeverbin ­
dungslinien in einem Seegebiet vom Ausgang des 
Roten Meeres bis hin zur Straße von Hormus. Seit 
Januar 2009 hat die Bundeswehr im Wechsel zum 
wiederholten Male für drei Monate die Führung dieser 
Task Force übernommen. 

Mit Seefernaufklärungsflugzeugen vom Typ ORION stellt 
die Marine Fähigkeiten zur Aufklärung aus der Luft. 

Ihr Auftrag lautet Identifikation, Überwachung und Auf­
klärung. Deutschland stellt zudem Schiffe zur Verfügung, 
die Geleitschutzaufträge ebenso erfüllt haben wie Durch ­
suchungen verdächtiger Schiffe. Der Seever kehr im 
Einsatzgebiet wird umfassend beobachtet und do ku ­
mentiert. Ziel ist es, den Transport von Perso nen und 
Gütern – Waffen, Munition oder Drogen –, die der Un ­
terstützung des internationalen Terrorismus dienen, zu 
unterbinden. 

Mit der NATO-Operation ACTIVE ENDEAVOUR (OAE) 
leistet die Bundeswehr im Mittelmeer – in wechseln der 
Stärke und Formation – einen weiteren wirksamen Bei ­
trag im Kampf gegen den internationalen Terrorismus. 

Das Bündnis zeigt hier im wahren Sinne des Wortes 
Flagge. Von deutschen Kriegsschiffen wurden zahl­
reiche Geleitschutzaufträge und Untersuchungen ver ­
däch tiger Kontakte durch Inspektionen an Bord durch ­
geführt. Insgesamt wurden bis Jahresbeginn 2009 über 
14.000 Fahrzeuge abgefragt oder kontrolliert. 
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United Nations Interim Force in Lebanon (UNIFIL)
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United Nations Interim Force in Lebanon - UNIFIL
 

Als im Juli 2006 eine wochenlange militärische Ausein ­
andersetzung zwischen der libanesischen Hisbollah 
und Israel mit einem Waffenstillstand im Rahmen der 
VN-Sicherheitsratsresolution 1701 beendet wurde, war 
Deutschland erstmalig auch militärisch gefordert. 

Zur seeseitigen Absicherung der libanesischen Grenze 
und als Voraussetzung zur Beendigung der Blockade 
libanesischer Häfen durch Israel wurde auf libanesische 
Bitte ein maritimer Einsatzverband (Maritime Task Force ­
MTF) als Bestandteil der Interimstruppe der Ver einten 
Nationen im Libanon (United Nations Interim Force in 
Lebanon - UNIFIL) gebildet. Die MTF UNIFIL ergänzt 
see seitig die bis zu 15.000 Soldaten starke UNIFIL-
Frie denstruppe, die entlang der israelisch-libanesischen 
Landgrenze Seite an Seite mit Soldaten der libane­
sischen Armee disloziert ist und die Umsetzung der 
VN-Sicherheitsratsresolution 1701 überwacht. Unter 
deut scher Führung wurde damit erstmalig in der 
Ge schichte der Vereinten Nationen ein maritimer 
Einsatz verband aufgestellt. 

Die MTF UNIFIL unterstützt die libanesische Marine 
bei der Kontrolle der seeseitigen Grenzen des Libanon 
und leistet so einen signifikanten Beitrag zur Stabilisie ­
rung der Region. Durch die Seeraumüberwachung im 
östlichen Mittelmeer ist es gelungen, Waffenschmug ­
gel schon im Vorfeld zu unterbinden. Die Prä senz von 
Schiffen und Booten unter dem Kommando der Verein­
ten Nationen wird von allen respektiert und wirkt ab ­
schreckend auf potenzielle Munitions- und Waf fen ­
schmuggler. Der Einsatz wird von den Regie rungen 
Israels und des Libanon gleichermaßen geschätzt. 

Seit Beginn der Operation wurden über 20.000 Schiffe 
überprüft. Etwa 170 verdächtige Frachtschiffe leitete 
die MTF zur genaueren Untersuchung in libanesische 
Häfen. Auch wenn die libanesischen Behörden Schmug ­
gel ware dabei fanden, waren Waffen bislang nicht darunter. 

Der internationale VN-Marineverband stand von Okto­
ber 2006 bis Ende Februar 2008 unter deutscher Füh ­
rung. Zwischenzeitlich waren bis zu 1.200 deutsche Sol­
datinnen und Soldaten an der Operation beteiligt. 

36 



Bei der Kommandoübergabe der Maritime Task Force UNIFIL. 



Die Bundeswehr leistet auch nach Übergabe der Füh ­
rungs rolle an den multinationalen Marineverband 
EUROMARFOR einen substanziellen Beitrag. 

Der Libanon soll in Zukunft eigenständig in der Lage 
sein, seine seeseitige Grenze zu sichern. Deutschland, 
UNIFIL und die MTF unterstützen dieses wich tige Ziel 
aktiv. 

Deutsche Marinesoldatinnen und -solda ten leisteten 
und leisten Ausbildungsunterstützung für die libanesische 
Marine. Unter dem Motto „Kooperation und Integration“ 
wird die libanesische Marine immer stärker in die Auf ga ­
ben der Maritime Task Force eingebunden und zu neh ­
mend in die Lage versetzt, selbstständig Ver antwor tung 
zu übernehmen. Mit deutscher Fi nanz hilfe wur de eine 
aus sechs Stationen bestehende Ra dar kette entlang 
der Küste eingerichtet. Dem Libanon steht somit seit 

Februar 2008 ein umfassendes Seelagebild der eigenen 
Küstengewässer zur Ver fügung. Nachdem im Sommer 
2007 bereits zwei ehe malige Boote der deutschen 
Polizei an die libanesische Marine übergeben worden 
waren, erhielten die Seestreitkräfte im Juni 2008 mit 
dem ehemaligen Wach boot BERGEN der Deutschen 
Marine ein weiteres Boot als Aufbauunterstützung der 
eigenen Seestreit kräfte. 

Die Präsenz von MTF UNIFIL im östlichen Mittelmeer 
hat zur Sicherheit und damit auch zur Stabilität in der 
gesamten Region beigetragen. 

Die israelische Seeblockade, die damals Auslöser für 
die Aufstellung der MTF UNIFIL war, wurde beendet. 
Handel und Seeverkehr sind wieder deutlich ange stie ­
gen, die libanesische Wirtschaft konnte sich erholen, 
die Lebensqualität im Libanon insgesamt ist gestiegen. 

Deutschland stellt sich seiner Mitverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit im 
Rahmen der Vereinten Nationen. 



Kosovo Force (KFOR) - Multinational Task Forces (MNTF)
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Kosovo Force - KFOR 

Am 17. Februar 2008 erklärte die Parlamentarische 
Versammlung in Priština die Unabhängigkeit des 
Ko sovo. Damit wurde die über Jahre festgefahrene 
Statusfrage des Kosovo überwunden. Am 19. Februar 
2008 erkannte die Bundesrepublik Deutschland den 
neuen Staat „Republik Kosovo“ völkerrechtlich an. 

Die weiterhin bestehenden ethnischen Spannungen 
zwischen den albanischen und serbischen Bevölke ­
rungsteilen im Kosovo waren und sind gerade in der 
durch die Unabhängigkeit des Kosovo gekennzeichne ten 
Übergangsphase nicht frei von Eskalations potenzial. 
In dieser Phase erweist sich KFOR als ent scheidender 
Stabilitätsanker. Dabei bildet die Sicher heits ratsreso­
lution 1244 der Vereinten Nationen un ver än dert die völ ­
kerrechtliche Grundlage für die internatio nale militä ­
rische Sicherheitspräsenz. Durch eine äußerst flexible 
Operationsführung unter Rückgriff auf tak tische und 
operative Reserven gelang es KFOR nach Erklärung 
der Unabhängigkeit erfolgreich, mög liche Ge waltaus­
brüche schon im Vorfeld zu verhindern. Einzige Aus­
nahme bildeten die Vorgänge um das Gerichtsge­

bäude von Mitrovica im März 2008. Aber auch hier 
unterstrich KFOR durch schnelles und ent schlossenes 
Handeln, dass die militärische internatio nale Sicher­
heits präsenz zum gegenwärtigen Zeitpunkt unverzicht­
bar für die Aufrechterhaltung eines siche ren Umfeldes 
ist. Seit der Unabhängigkeitserklä rung ist bis zum heu ­
ti gen Tag kein nennenswerter Fall von Gewalt zwischen 
den Ethnien zu verzeichnen. Dies ist ein herausragen­
der Erfolg für KFOR. 

Der deutsche Beitrag an KFOR hat daran einen ent ­
scheidenden Anteil. Mit Verlegungen des in Deutsch­
land bereitgehaltenen Reservebataillons, zuletzt im 
Frühjahr sowie im Herbst 2008, trug Deutschland zu 
einer erfolgreichen Operationsführung in kritischen 
Pha sen bei. Auch zurzeit (15.02. - 15.03.2009) 
be findet sich das Reservebataillon im Einsatzgebiet. 

Mit rund 2.200 Soldatinnen und Soldaten ist und bleibt 
Deutschland einer der größten Truppensteller von 
KFOR und wird seiner Verantwortung für Sicherheit und 
Stabilität in Kosovo auch in Zukunft gerecht werden. 
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Bereits am 14. Dezember 2007 fasste der Europäische 
Rat einen Grundsatzbeschluss zur Einleitung einer 
zivilen Mission im Rahmen der Europäischen Sicher­
heits- und Verteidigungspolitik (ESVP). Zielsetzung 
der Mission EULEX ist es, den Aufbau rechts staat ­
licher Institutionen zu überwachen und beratend zu 
begleiten. EULEX ist seit Dezember 2008 im ge sam ­
ten Kosovo, einschließlich der kritischen Gebiete, 
präsent und hat mittlerweile seine Arbeit aufgenom­
men. 

Die neuen Erfordernisse nach der Unabhängigkeits ­
erklärung des Kosovo bedingen eine klare Kompetenz ­
abgrenzung der internationalen Missionen von EU, VN, 
NATO und OSZE im Kosovo, um ein effektives und 
effizientes Zusammenwirken aller Kräfte im Land zu 
gewährleisten. 

Bei einer KFZ-Kontrolle vor Prizren (Kosovo). 

Mit der Unabhängigkeitserklärung des Kosovo erwei­
terte sich das Aufgabenspektrum der NATO in der 
Republik Kosovo. Mit dem Abbau des Kosovo Protec­
tion Corps und dem Aufbau der Kosovo Security Force 
(KSF) stehen wichtige neue Aufgaben an. Am KSF-
Aufbau beteiligt sich die Bundeswehr personell und mit 
Ausrüstungsunterstützung. Auch wenn das Aufga ben ­
spektrum der KSF zunächst auf nicht-militä rische Auf­
gaben beschränkt bleibt, so könnte dieses Element 
einmal den Kern kosovarischer Streitkräfte bilden. 

Eine Veränderung des Kräftedispositivs von KFOR bis 
hin zum Abschluss der Mission ist abhängig von der 
Entwicklung der allgemeinen Sicherheitslage und den 
Fortschritten, die bei der Schaffung eines multiethni­
schen, demokratischen und rechtsstaatlichen Kosovo 
erzielt werden. Die Bundeswehr wird so lange einen 
signifikanten Beitrag zu KFOR leisten, wie es die poli­
tischen und operativen Gegebenheiten erfordern. 
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Lange Zeit war die Lage in Bosnien und Herzegowina 
ge prägt durch innenpolitischen Stillstand, hervorge ru ­
fen durch die permanenten Blockadehaltungen der 
Volksgruppen des Staates. Diese Entwicklung fand 
ihren Höhepunkt in einer tiefen Krise im November 
2007. Als Reaktion auf den Stillstand der Refor m tätig ­
keit in Bosnien und Herzegowina wandte der Hohe 
Re präsentant damals seine besondere Kompetenz an, 
in Ent scheidungen der Regierung des Gesamtstaates 
Bos nien und Herzegowina eingreifen zu können 
(„Bonn-Powers“). Mit der Paraphierung des Stabilisie ­
rungs- und Assoziierungsabkommens (SAA) Bosnien 
und Herzegowinas mit der EU im Dezember 2007 
konnte in der Folge diese Krise überwunden werden. 

Dieser Schritt gab den Startschuss für eine bis heute 
andauernde zaghaft-positive Entwicklung in Bosnien 
und Herzegowina. Mit der Verabschiedung der 
Polizeireform durch die bosnischen Institutionen im 
April 2008 wurde der letzte Hinderungsgrund zur 
Unterzeichnung des SAA aus dem Weg geräumt. 
Trotz dieser Fort schritte bleiben weitere Reformen und 
eine Stärkung der gesamtstaatlichen Institutionen 
notwendig. 

Nur so wird Bosnien und Herzegowina in der Zukunft 
die Kriterien einer EU-Mitgliedschaft erfüllen können. 

Unabhängig von den politischen Entwicklungen er laubte 
die allgemeine Sicherheitslage im Land die Re duzie ­
rung der militärischen Präsenz. Mit der Umsetzung der 
ersten Stufe des militärischen Übergangs kon zeptes 
wur de der Umfang von EUFOR unter deut scher Füh­
rung vor Ort von rund 5.600 Soldatinnen und Soldaten 
bis Dezember 2007 auf rund 2.500 reduziert. In die ­
sem Zusammenhang wurde der deutsche Bei trag bei 
EUFOR auf derzeit noch rund 130 Soldatinnen und 
Soldaten gesenkt und damit angepasst. 

Die militärischen Stabilisierungsaufträge, die sich aus 
dem Vertrag von Dayton ergeben, sind im Wesent ­
lichen erfüllt. Eine wichtige Funktion von EUFOR be ­
steht derzeit noch in der militärischen Unterfütterung 
der „Bonn Powers“ des Hohen Repräsentanten. Seine 
Zukunft ist wesentlich mit der Zukunft von EUFOR ver­
bunden. Weitere Reformfortschritte in Bosnien und 
Herzegowina könnten in naher Zukunft auch zu einer 
noch weitergehenden Reduzierung oder sogar zur 
Beendigung der Operation ALTHEA führen. 
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United Nations 

Mission in Sudan - UNMIS 

Im Sudan wüten einige der längsten und blutigsten 
Aus einandersetzungen auf dem afrikanischen Konti­
nent. Die Bundesregierung setzt sich nachhaltig für 
ein Ende der Gewalt in dieser Region ein und sieht 
dort gegenwärtig den Schwerpunkt ihres militärischen 
Engagements in Afrika. 

Der im Jahre 2005 mit dem umfassenden Friedens­
abkommen zwischen Nord- und Südsudan eingeleitete 
Friedensprozess ist noch nicht unumkehrbar. Dies 
haben die Gewaltausbrüche in der Grenzregion Abyei 
im Mai 2008 gezeigt. Die Friedensmission der Verein­
ten Nationen im Sudan (UNMIS) ist daher bis auf 

African Union/United Nations 

Weiteres als stabilisierendes Element unverzichtbar. 
In diesem Sinne leisten die dort eingesetzten deut ­
schen Soldatinnen, Soldaten und Polizisten einen 
wichtigen Beitrag zur Sicherung des Friedens in der 
Region. Bei der endgültigen Festlegung des Grenz ­
verlaufs zwischen Nord- und Südsudan sowie bei der 
Durchführung der Wahlen 2009 wird UNMIS eine 
Schlüsselrolle zukommen. Die Bundeswehr wird 
UNMIS auch in Zukunft im bisherigen Umfang unter­
stützen und beabsichtigt, an der im Bundestags­
mandat festgelegten Obergrenze von bis zu 75 Militär ­
beobachtern festzuhalten. 

Hybrid Operation in Darfur - UNAMID
 

Die Entwicklungen in Darfur im Westen des Sudan 
ge ben Anlass zu großer Sorge. Daher hat sich die 
Bundesregierung aktiv für das Zustandekommen der 
gemeinsamen Operation von Afrikanischer Union und 
Vereinten Nationen in Darfur (UNAMID) eingesetzt. 

Der Aufwuchs auf rund 26.000 Missionsangehörige, 
die größtenteils aus afrikanischen Nationen kommen 
sollen, bleibt gegenwärtig hinter dem angestrebten 
Zeitplan zurück. Dennoch hat UNAMID bereits im 

Rahmen der bestehenden Möglichkeiten zur Ver ­
besse rung der humanitären Lage beigetragen. 

Die Bundeswehr unterstützt UNAMID mit Lufttransport 
sowie logistischer und Stabsexpertise in den Be reichen, 
in denen expliziter Bedarf durch die Ver ein ten Nationen 
angezeigt wird. Auch in Zukunft soll an der Obergrenze 
von bis zu 250 Soldatinnen und Soldaten zur Unter­
stützung von UNAMID festgehalten werden. 
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United Nation Observer Mission in Georgia - UNOMIG
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United Nations Observer Mission in Georgia - UNOMIG 


Die United Nations Observer Mission in Georgia 
(UNOMIG) besteht seit August 1993 und überwacht 
die Waffenstillstandslinie des Sezessionskrieges, den 
Abchasien und Georgien Anfang der 90er-Jahre ge ­
führt hatten. Nach dem Moskauer Waffenstillstands ab ­
kommen von 1994 ist das UNOMIG-Missionsgebiet 
unterteilt in eine Sicherheitszone und eine Waffen sperr ­
zone, in der nur leichte Waffen genehmigt sind. 

An der Mission beteiligen sich zurzeit 33 Staaten. Die 
Bundeswehr ist der größte Truppensteller. Sie stellt 
neben Militärbeobachtern die sanitätsdienstliche Ver­
sorgung für das Gesamtkontingent von rund 130 
UNOMIG-Soldaten und 100 zivilen Mitarbeitern. 
Darüber hinaus stellt Deutschland mit drei Polizei ­
beamten auch den größten Anteil an der zivilen 
Polizeimission. 

Die kriegerischen Auseinandersetzungen im August 
2008 zwischen Russland und Georgien haben die 
Rah menbedingungen für den UNOMIG-Einsatz grund ­
legend geändert. Die von UNOMIG wahrge nommenen 
Aufgaben sind für die Stabilisierung und Beo bachtung 
der Lage gerade jetzt besonders wich tig. Der Sicher­
heitsrat der Vereinten Nationen hat deshalb am 9. Okto ­
ber 2008 das Mandat der Mission mit der Resolution 
1839 (2008) einstimmig zunächst nur um einige Mo ­
nate ohne inhaltliche Anpassungen verlängert. 

Dafür hatte sich Deutschland als Vorsit zen der der 
„Freundesgruppe des Generalsekretärs der VN zu 
Geor gien“ eingesetzt. Art und Umfang des zukünftigen 
En gagements der Vereinten Nationen in Georgien 
stehen auf der Agenda des Sicherheits rates. 
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Beim Boarding einer verdächtigen Dhow im Seegebiet vor Somalia. 

OSZE-Mission in Georgien 

Nach dem Konflikt um Südossetien im August 2008 
wurde unter maßgeblicher Beteiligung der EU-Rats ­
präsidentschaft die OSZE-Mission in Georgien, die 
seit 1992 im Lande ist, verstärkt. Die bisherige Zahl 
von Mitarbeitern der OSZE wurde erhöht. Hinzu traten 
20 unbewaffnete Militärbeobachter. Ihr Auftrag war 
zu Beginn primär die Überwachung des Abzugs 
russischer Truppen aus dem georgischen Kernland. 

European Union Security Sector 

Die Bundeswehr ist im Rahmen der OSZE-Mission in 
Georgien mit Militärbeobachtern engagiert. Vor dem 
Hin tergrund des Auslaufens des Mandates der OSZE-
Mission im Februar 2009 ist Deutschland gegenwärtig 
aktiv daran beteiligt, die künftige Rolle der OSZE und 
die weiteren Aktivitäten – unter anderem der Militär­
beobachter – mit dem Ziel einer langfristigen Stabili ­
sie rung des Landes auszugestalten. 

Reform Mission in the RD Congo - EUSEC RD CONGO
 

Nach erfolgreichem und zeitgerechtem Abschluss der 
EU-Operation EUFOR RD Congo zur Unterstützung 
demokratischer Parlaments- und Präsident schafts ­
wahlen im Dezember 2006, an der die Bundeswehr 
mit bis zu 780 Soldatinnen und Soldaten und dem 
strategischen Hauptquartier beteiligt war, ist die Bun­
deswehr weiterhin in die EU-Beratungs- und Unter­
stützungsmission EUSEC RD Congo (European 
Union Security Sector Reform Mission in the Demo­
cratic Republic of the Congo) eingebunden. 

Ziel der Mission ist die Reform und die Neuausrich­
tung des Sicherheitssektors in dem afrikanischen 
Staat. 

Im Vordergrund stehen die politische Integration der 
verschiedenen regionalen Gruppierungen sowie die 
Unterstützung bei Umstrukturierung und Wiederauf­
bau der kongolesischen Armee. Die Bundeswehr ist 
mit Experten in der Hauptstadt Kinshasa vertreten. 
Sie gibt Expertise zur Reform der Streitkräfte. 
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ESVP-Anti-Piraterie Operation ATALANTA
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ESVP-Anti-Piraterie Operation EUNAVFOR ATALANTA
 

Im Laufe des Jahres 2008 nahmen die Übergriffe von 
Piraten in dem Seegebiet vor der Küste Somalias dra­
matisch zu. Insgesamt wurden 251 Schiffe angegrif­
fen und Hunderte von Seeleuten als Geiseln genom­
men. Daneben kam es auch zu einer qualitativen 
Veränderung der Angriffe: Vermehrt setzten Piraten 
schwere Schnellfeuerwaffen und Panzerfäuste ein 
und dehnten ihr Operationsgebiet von den Küstenge­
wässern zum Teil auf die Hohe See aus. 

Die Europäische Union verfolgt mit der Operation 
ATALANTA das Ziel, die Piraten am Horn von Afrika 
und im Seegebiet bis zu 500 Seemeilen vor der Küste 
Somalias und seiner Nachbarländer abzuschrecken, 
die Schiffe des Welternährungsprogramms sowie den 
allgemeinen Seeverkehr zu schützen und die Seeräu­
berei einzudämmen. 

tion mit zurzeit einer Fregatte. Zusätzlich werden 
Kräfte in den Bereichen Sicherung, Logistik und 
Sanitätswesen sowie Feldjäger und Verbindungsper­
sonal eingesetzt. Hinzu kommt eine Rotationsreserve, 
so dass rund 700 Soldatinnen und Soldaten im Rah­
men von ATALANTA eingesetzt werden. Das Mandat 
ist vorsorglich für bis zu 1.400 Soldatinnen und Solda­
ten ausgelegt. Damit wird sichergestellt, dass auch 
andere im Seegebiet operierende deutsche Marine­
einheiten eingesetzt werden können, falls es die Lage 
erfordert. 

Die Operation ATALANTA trägt dazu bei, Recht und 
Gesetz größere Geltung zu verschaffen. Sie ist zu­
gleich ein Beitrag zur Verbesserung der humanitären 
Lage in Somalia und zum Schutz des Seehandels. 
Daher liegt diese Operation und eine aktive Beteili­
gung in deutschem Interesse. 

Auf Grundlage des Mandats des Deutschen Bundes­
tages beteiligt sich die Deutsche Marine an der Opera­
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Die Material- und Ausrüstungsplanung wird konsequent 
an der Kategorisierung der Kräfte und dem fähigkeitsorientierten, 
bundeswehrgemeinsamen Gesamtansatz ausgerichtet. 
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U-Boot der Klasse 212A beim Auslaufen vor Kiel. 

MODERNE UND 
LEISTUNGSSTARKE STREITKRÄFTE 

Die Bundeswehr braucht zeitgemäße und zukunftsori­
entierte Fähigkeiten, repräsentiert durch gut ausgebil­
detes und motiviertes ziviles und militärisches Personal, 
wirtschaftliche Verfahren sowie belastbare Strukturen. 
So wird sie den hohen Anforderungen gerecht, einen 
Deutschland angemessenen und auch international er­
warteten Beitrag zur Stärkung der internationalen 
Sicherheit leisten zu können. 

Die Bundeswehr muss auch künftig ihre Aufgaben in 
einem breiten Spektrum erfolgreich wahrnehmen. 

Hierzu gehören ganz besonders die Verpflichtungen 
gegenüber VN, NATO und EU im Rahmen des United 
Nations Standby Arrangements, der NATO Response 
Force sowie der EU Battlegroups. 
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TRANSFORMATION UND MODERNISIERUNG 


Die Transformation ist ein komplexer, fortdauernder An­
passungsprozess, in dem die Bundeswehr ihre Fähig­
keiten ständig analysiert und an den absehbaren Her­
ausforderungen der Zukunft misst, um daraus die Rich­
tung für die künftige Weiterentwicklung abzuleiten. Streit­
kräftegemeinsames Handeln ebenso wie internationale 
Zusammenarbeit in militärischen wie auch damit ver­
bundenen zivilen Operationen bestimmen diesen Weg. 
Streitkräftegemeinsamkeit erschließt durch Bündelung 
und querschnittliche Wahrnehmung von Aufgaben Effi­
zienz- und Synergiepotenziale. Sie orientiert sich an der 
Einsatzrealität und fördert dadurch die Einsatzorientie­
rung der Bundeswehr in Führung, Ausbildung und Grund­
betrieb. Sie ermöglicht Denken und Handeln jenseits 
von Teilstreitkraftgrenzen und trägt damit zur Überwin­
dung des Ressortdenkens bei. 

Transformation ist Voraussetzung für den dauerhaften 
Beitrag der Bundeswehr zum Ansatz der ressortüber­
greifenden Vernetzten Sicherheit im Auslandseinsatz, 
aber auch für die subsidiäre Hilfeleistung der Bundes­
wehr bei der Abwehr von besonders schweren Unglücks­
fällen und Naturkatastrophen im Inland. 

Ein ständig begleitendes Element der Transformation 
sind Maßnahmen zur Modernisierung der Bundes­
wehr, um insbesondere durch die wirtschaftlichere Ge­
staltung von Abläufen die Aufgaben effektiver und effizien­
ter wahrnehmen zu können und auf diese Weise Mittel 
für Investitionen freizusetzen. 

Kräftekategorien 

Um die erforderlichen Fähigkeiten der Bundeswehr 
noch stärker am Einsatz zu orientieren, gliedern sich 
die Streitkräfte in drei Kräftekategorien – Eingreifkräfte, 
Stabilisierungskräfte und Unterstützungskräfte. Mit 
dieser Einteilung wurde nicht nur die konzeptionelle 
Grundlage für die Ausgestaltung der Grundstrukturen 
der Streitkräfte geschaffen, sondern auch die Basis für 
eine verlässliche, aufgabenorientierte Ausbildung, Aus­
rüstung und Einsatzplanung gelegt. 

Fähigkeiten 

Der Fokus der Bundeswehr liegt darauf, Streitkräfte 
qualitativ und quantitativ angemessen fähigkeitsorien­
tiert für das gesamte Spektrum wahrscheinlicher Ein­
sätze zeitgerecht bereitstellen zu können. Auf diese 
Weise entspricht die Bundeswehr der vollen Band­

breite der internationalen Verpflichtungen Deutsch­
lands. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, wird 
das einsatzorientierte Fähigkeitsprofil über sechs gleich­
rangige, miteinander verzahnte Fähigkeitskategorien 
ausgebaut. Die Befähigung zur Vernetzten Operations­
führung bleibt die umfassende Klammer, die alle 
Fähigkeitskategorien umfasst. 

Mit diesem Fähigkeitsprofil ordnet sich die Bundeswehr 
in die Aktivitäten der NATO und der EU zum Abbau von 
militärischen Fähigkeitsdefiziten ein. Es stellt gleichsam 
die Grundlage für die Harmonisierung und Standardisie­
rung von Beschaffungsprogrammen innerhalb von 
NATO und EU dar. 

Die laufenden Einsätze haben aufgrund ihrer aktuellen 
Bedeutung für die sicherheitspolitische Handlungs­
fähigkeit Deutschlands besonderes Gewicht. Dessen 
ungeachtet behält die Bundeswehr die mittelfristige 
Fähigkeitsentwicklung für mögliche künftige Szenarien 
im Blick. Hierbei gilt es, bei begrenzten finanziellen 
Ressourcen ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
dem Spektrum der erforderlichen Fähigkeiten und der 
Beschaffung der dafür notwendigen materiellen Aus­
stattung herzustellen. Der breit aufgestellten Risikovor­
sorge, zunächst auf hinreichendem Niveau, ist Vorzug 
einzuräumen gegenüber der sofortigen Vollausrüstung 
in einzelnen Bereichen. Die Bundeswehr bleibt so auch 
für solche Eventualitäten gerüstet, die jenseits der 
heute wahrzunehmenden Aufgaben liegen. 

Modernisierung von 
Material und Ausrüstung 

Die Material- und Ausrüstungsplanung wurde an der 
Kategorisierung der Kräfte und dem fähigkeitsorientier­
ten, bundeswehrgemeinsamen Gesamtansatz ausge­
richtet. 

Maßnahmen zum Schutz des Personals im Einsatz 
sowie zur Umsetzung gesetzlicher Vorgaben haben 
Vorrang. Dabei werden Erkenntnisse und Folgerungen 
aus den laufenden Einsätzen besonders dringlich 
umgesetzt. 

Aufgrund der geografischen Erweiterung der möglichen 
Einsatzgebiete und um das Zusammenwirken mit Ver­
bündeten auch weiterhin gewährleisten zu können, wur­
den die Teilfähigkeiten „Schutz von Kräften und Einrich­
tungen“, „Strategische Verlegung“, „Weltweite 
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Eurofighter im Formationsflug. 

Aufklä rung“ sowie „Leistungsfähige und interoperable 
Führungssysteme und -mittel“ weiter mit Priorität 
verbessert. 

Aufbauend auf der priorisierten Realisierung des Ver­
bundes von Führung, Aufklärung und Wirkung werden 
die technischen Voraussetzungen für die Vernetzte 
Operationsführung geschaffen. 

Schutz von Kräften und Einrichtungen 

Zur Kategorie Schutz sind die Beschaffung ge schüt z ter 
Fahrzeuge, Maßnahmen gegen Minen und Spreng­
fallen, Systeme zum Schutz von Feldlagern so wie die 
Verbesserung der persönlichen Ausrüstung der Soldaten 
selbst, aber auch die Ausstattung von Luft- und See fahr ­
zeugen der Bundeswehr mit Systemen für den Selbst ­
schutz zu zählen. Dem Schutz der Truppe die nen aber 
auch moderne Aufklärungsmittel und Wirk systeme, mit 
denen mögliche Gegner auf Distanz ge halten werden 
können. 

Bei den geschützten Fahrzeugen erfordern die vielfäl ti­
gen Aufgaben im Rahmen von Einsätzen unterschied ­
liche Fahrzeugtypen und -varianten sowie ein nach 

Zweck, Bedrohung und Funktion abgestuftes Schutz ­
niveau. Schrittweise soll ein möglichst gleichmäßiger 
Auf wuchs über das gesamte Fähigkeits- und Aufga ben ­
spek trum erreicht werden. Realisiert wird dies u. a. 
durch den Zulauf weiterer Fahrzeuge DINGO 2 bzw. 
EAGLE IV, durch das gepanzerte Transportkraftfahr ­
zeug BOXER, aber auch durch Umrüstung von Trans­
portpanzern FUCHS auf ein höheres Schutzniveau. 

Strategische Verlegefähigkeit 

Die strategische Verlegefähigkeit im Rahmen inter­
natio naler Einsätze erfolgt für den Bereich Lufttrans­
port seit 2006 durch die multinationale „Strategic Airlift 
Interim Solution“ (SALIS). Die darin vereinbarte Nutzung 
ziviler Großraumflugzeuge wurde kürzlich bis zum Jahr 
2011 verlängert. Deutschland kann dadurch die Grund ­
befähigung im strategischen Lufttransport weiter 
aufrechterhalten. 

Durch eine Vereinbarung mit Dänemark zum Gesich er ­
ten Gewerblichen Strategischen Seetransport (GGSS) 
wurde eine operativ und wirtschaftlich akzeptable Lö­
sung erzielt, die den Seetransportbedarf der Bundes ­
wehr für derzeit wahrscheinlichere Einsätze deckt. 
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Weltweite Aufklärung 

Zur Verbesserung des Lagebildes bereits vor Einsatz ­
be ginn bzw. im Einsatz und damit zur Reduzierung von 
Risiken dienen u. a. das satellitengestützte Aufklärungs­
system SAR Lupe oder die in der Entwicklung befind­
liche, unbemannte, hochfliegende Aufklärungs platt form 
EUROHAWK. In einen künftigen weltraum ge stützten 
Aufklärungsverbund (Multinational Space-based Imag­
ing System for Surveillance, Reconnaissance and Ob­
servation/MUSIS) mit europäischen Part nern wird sich 
Deutschland mit einer nationalen Komponente einbringen. 

Leistungsfähige und 
interoperable Führungssysteme und -mittel 

Die Projekte „Satellitenkommunikationssystem der Bw“ 
und „Mobiles Kommunikationssystem der Bundes wehr" 
schaffen für die Informationsübertragung eine lei s­
tungs fähige streitkräftegemeinsame Kommunikations ­
plattform auf der Basis moderner Netzwerktechnik. 

Auf dieser Grundlage wird ein einsatzbezogener Infor­
mationsverbund durch verlegefähige IT-Netzwerke und 
das streitkräftegemeinsame Führungsinformations sys­
tem geschaffen. Damit wird die Fähigkeit zur Führung 
streitkräftegemeinsamer Operationen nachhaltig ver ­
bessert. 

Das „Digitale Lagezentrum BMVg“ stellt die Anbin dung 
der politischen Leitung bzw. der militärischen Führung 
sicher. 

Vernetzte Operationsführung 

Vernetzte Operationsführung (NetOpFü) ermöglicht Füh ­
rung und Einsatz von Streitkräften auf der Grundlage 
eines streitkräftegemeinsamen, führungsebenen über ­
greifenden und interoperablen Kommunikations- und 
Informationsverbundes. Er verbindet alle relevanten 
Personen, Truppenteile und Einrichtungen sowie Sen­
soren und Effektoren miteinander. Die Realisie rung 
dieses Prinzips folgt einem langfristig angeleg ten, schritt ­
weisen Ansatz. Die wesentlichen konzeptionellen 
Arbeiten sind abgeschlossen. Eine Erstbefähigung 
wird bis 2012 realisiert. 

Für den Verbund „Aufklärung – Führung – Wirkung“ 
hat die Bundeswehr durch konsequente Priorisierung 
wichtige Anteile bereits realisiert, z. B. für die Ver bes ­
se rung der Führungsfähigkeit, für die Abstands- und 
Präzisionsfähigkeit, für die weltweite Aufklärung sowie 
die Aufklärung im Einsatzgebiet. Die Qualität der ent ­

schei dungsrelevanten Führungsinformationen wird 
der zeit auch durch substanzielle Fortschritte bei der 
Versorgung mit Geoinformationsprodukten, die Ein­
führung und Ausfächerung einer ersten Stufe des streit ­
kräftegemeinsamen Führungsinformationssystems 
sowie des Führungsinformationssystems des Heeres 
gesteigert werden. 

Insbesondere die Kräfte im Auslandseinsatz profitieren 
von einer verbesserten Informationsversorgung, die im 
Schwerpunkt bei ISAF mit unbemannten Aufklärungs ­
sys temen, modernen Netzwerken und Funk sys temen 
so wie taktischen Führungsausstattungen für ge schützte 
Fahrzeuge vergleichsweise schnell erreicht werden 
konnte. 

Auch bei den wichtigen Forschungs- und Technologie ­
projekten in den Bereichen Modernisierung und Rüstung 
wurde NetOpFü als Schwerpunkt in der Bundeswehr 
ver ankert. Damit wurde konsequent sicher gestellt, dass 
das Prinzip NetOpFü ganzheitlich mit Blick in die Zu kunft 
betrachtet wird und neue, einsatz relevante Er kennt nisse 
schnell in die Einsatzgebiete gelangen. 

Konzeptentwicklung und 
experimentelle Überprüfung 

Die Bundeswehr optimiert sich auf ihre künftigen Auf­
gaben im engen Wechselspiel mit Deutschlands inter­
nationalem Umfeld. National und im multinationalen 
Kontext verfolgt die Bundeswehr einen innovativen An ­
satz zur Gestaltung der Zukunftsfähigkeit von Streit ­
kräften. Mit der Konzeptentwicklung und deren experi ­
menteller Überprüfung (Concept Development and Ex­
perimentation – CD&E) verfolgt sie mit zahlreichen 
Vorhaben insbesondere die Schwerpunkte „Vernetzte 
Operationsführung“ und „Vernetzte Sicherheit“. Ziel ist 
es dabei, frühzeitig Innovationspotenzial zu erkennen, 
dessen Relevanz für die Bundeswehr zu bewerten, auf 
Realisierbarkeit zu überprüfen und dessen Wirksam ­
keit zu untersuchen. 

Ein wesentliches nationales CD&E-Vorhaben ist eine 
Serie von Untersuchungen zur streitkräftegemeinsa ­
men Vernetzten Operationsführung. Die militä rischen 
wie zivilen Bereiche der Bundeswehr schaffen, unter 
Nutzung externer Forschungsergebnisse und unter 
ge zielter Beteiligung der Industrie, die Grundlagen für 
die Erstbefähigung zur Vernetzten Operationsführung 
im Jahr 2012. 

Ein weiteres bedeutendes Untersuchungsfeld ist die 
multinationale Zusammenarbeit mit den Partnern in 
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Combined Joint Operations Centre (hier bei einer Übung „European Challenge“). 

der NATO und anderen wichtigen Verbündeten in einer 
multinationalen Experimentserie. Mit ihr entwickelt und 
untersucht die Bundeswehr Konzepte, welche die 
ressort übergreifende Zusammenarbeit und die Ko­
operation mit Nichtregierungsorganisationen ver ­
bessern. Erste Ergebnisse wurden bereits im Jahr 
2007 in Kooperation mit dem Zentrum für Transforma­
tion der Bun deswehr und dem Kommando Operative 
Führung Ein greifkräfte in Ulm erzielt. Die Bundeswehr 
ist damit Weg bereiter für die Umsetzung der Theorie in 
die Praxis des realen Auslandseinsatzes. 

Das neue Projekt „Urbane Operationen 2010“ zielt auf 
denkbare künftige Einsatzszenarien im städtischen, 
stark bebauten Umfeld. Von ähnlicher Bedeutung ist 
die Untersuchung über den Einsatz unbemannter Luft­
fahrzeuge in verschiedenen Optionen. Hinsichtlich 
neu er Formen der Führungsfähigkeit werden gegen­
wärtig Untersuchungen für eine mögliche Führung von 
See angestellt, die es beispielsweise erlaubt, bei einer 
militärischen Evakuierungsoperation oder Anfangs­
operation die für den Einsatz notwendige Führung 
nahe des Einsatzortes sicherzustellen, ohne dafür 
fremdes Territorium nutzen zu müssen. Als wesentliche 
Methode für die Untersuchungen wird die „Modellbil­

dung und Simulation“ angewandt. Sie ermöglicht für 
kon krete Pro blemstellungen rasch umsetzbare Hand­
lungsemp feh lungen zu formulieren. 

Modernisierung, Privatisierung 
und Öffentlich-Private Partnerschaften 

Mit der Modernisierung verfolgt die Bundeswehr kon­
se quent das Ziel, interne Prozesse effektiver und ef­
fizienter zu gestalten. Hierbei gilt es, die Wirtschaftlich ­
keit kontinuierlich zu verbessern und die Streitkräfte 
von Aufgaben, die nicht zu ihren Kernaufgaben ge hö ­
ren, zu entlasten. 

Im Sinne einer strategischen Unternehmenssteuerung 
wurden die bisher verteilten Zuständigkeiten im Bun­
desministerium der Verteidigung in der neu gegründe­
ten Abteilung Modernisierung gebündelt. Die strate­
gische Steuerung aller Fragen der Informationstech­
nologie und der Beteiligungsführung aller Gesell schaf ­
ten im Ressortvermögen des Ministeriums liegen nun 
in einer Hand. Damit wurde die Gesellschaft für Ent ­
wicklung, Beschaffung und Betrieb (g.e.b.b.) auf ihren 
Kern auftrag, d. h. die Beratung des Bundesministeriums 
der Verteidigung, neu ausgerichtet. 
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Wesentliche Instrumente der Modernisierung sind Öf­
fentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) in Form von 
Koope rationen mit der Wirtschaft oder Outsourcing-
Modellen. Überall dort, wo interne Optimierungen an 
ihre Grenzen stoßen, kann mittels ÖPP zusätzliches 
Kapital der privaten Wirtschaft und deren Fähigkeiten 
zum beiderseitigen Gewinn nutzbar gemacht werden. 

Da rüber hinaus führen auch Erfahrungen im Zuge von 
Untersuchungen gemeinsam mit der Wirtschaft zu in­
novativen internen Optimierungen. Das Bundesminis­
terium der Verteidigung hat in die sem Zusammenhang 
bereits eine Reihe von Maßnahmen ergriffen: 

Zur Erneuerung der IT- und Kommunikationsinfrastruk ­
tur der Bundeswehr in Deutschland wurde 2007 unter 
dem Namen HERKULES das größte ÖPP-Projekt 
Europas mit einer Vertragssumme von rund sieben 
Milliar den Euro über einen Zeitraum von zehn Jahren 
begonnen. 

Im Zuge der Einführung der Business-Software SAP 
R/3 als Kern der Standardanwendungssoftware-Pro­
duktfamilie (SASPF) begann der Aufbau eines der 
welt weit größten Personalwirtschaftssysteme. Weitere 
SASPF-Systemanteile zur Haushaltsführung, zum 
Rech nungswesen sowie zur Logistik befinden sich 
eben falls in Umsetzung. Mit der Ablösung der bisheri­
gen, heterogenen Softwarelandschaft passt sich die 
Bun deswehr damit gleichzeitig weitestgehend zivil 
üblichen Standards an. 

Das Dienstreisewesen der Bundeswehr wurde ge­
strafft und einer betriebswirtschaftlichen Gesamtsteue ­
rung unterzogen. Durch den Einsatz einer in SASPF 
integrierten Travel-Management-Lösung sind weitere 
Optimierungen zu erwarten. Am 1. August 2008 wurde 
mit der Realisierung des Teilprojektes begonnen. Seit 
Januar 2006 testen 33 Dienststellen die Nutzung des 
E-Procurement/Kaufhaus des Bundes. Die Pilotie rung 
ist zwischenzeitlich erfolgreich abge schlossen. Lang ­
fristig ist die Integration dieser Maßnahme in SASPF 
beabsichtigt. 

Die Bundeswehr hat mit der Sanierung der Fürst­
Wrede-Kaserne in München das erste ÖPP-Projekt 
des Bundes im Hochbau etabliert. Die dabei ge won ­
nen en Erfahrungen werden jetzt bei der Planung der 
beabsichtigten Sanierung der Kurmainz-Kaserne in 
Mainz und der General-Fellgiebel-Kaserne in Pöcking 
gewinnbringend eingesetzt. 

Mit dem Fuhrparkmanagement verzeichnet die Bun­
deswehr weitere verbesserte Wirtschaftlichkeit bei der 
Sicherstellung der Mobilität der Truppe. Hinzu gekom­
men ist die Bereitstellung handelsüblicher Lkw mit mili ­
tärischer Sonderausstattung als Ersatz für die bisher 
genutzten teilmilitarisierten Lkw. 

Mit dem Ideen-Wettbewerb „Facility-Management“ 
wurden durch die Einbindung privaten Know-Hows Op­
timierungspotenziale in der Aufbau- und Ablauforgani­
sation des Liegenschaftsbetriebes identifiziert. Durch 
die Kooperation des Bundeswehrkrankenhauses Wes ­
terstede mit der Ammerland-Klinik werden signifikante 
Ein sparungen im Rahmen der Umstrukturie rung des 
Sanitätsdienstes der Bundeswehr erzielt. Erste Schritte 
hin zu einer eventuellen Vergabe von Aus bildungsleis­
tungen der Kraftfahrgrundausbildung für Radfahrzeuge 
sind vollzogen. Die Wirtschaftlich keit ge genüber einem 
optimierten Eigenmodell wird zur zeit geprüft. 

Für die Modernisierung des Mittelstreckenbetriebes 
der Flugbereitschaft konnte festgestellt werden, dass 
ein optimiertes Eigenmodell die leistungsfähigste und 
wirtschaftlichste Alternative darstellt. Gleichzeitig stützt 
sich dieses Modell stärker als bisher auf technisch­
logistische Leistungen der gewerblichen Wirtschaft ab. 
Als wirtschaftlichste Methode zur Sicherstellung der 
Verpflegung im Einsatz wurde ein optimiertes Eigen­
modell identifiziert. 

Sofern die Wirtschaftlichkeit nachgewiesen werden 
kann, sollen die Bereiche Lagerhaltung und Distribu­
tion der Bundeswehr-Basislogistik in ein kooperatives 
Mo dell überführt werden. Für die Bewirtschaftung der 
persönlichen ABC-Schutzausrüstung wurde zum 1. Ja ­
nuar 2009 ein Vertrag mit einem gewerblichen Dienst ­
leister geschlossen. Zur Ergänzung der in der Bundes ­
wehr noch vorhandenen Fähigkeiten zur Betriebsstof­
fversor gung wurden im Jahr 2008 zwei Verträge mit 
zivilen Firmen geschlossen. 

Darüber hinaus wurden im engen Zusammenwirken 
mit der g.e.b.b. Projekte zur Umsetzung der Teilkon ­
zeption „Vereinbarkeit von Familie und Dienst“ begon ­
nen. Schwerpunkt sind Maßnahmen zur Steigerung 
der Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr, bei ­
spielsweise für die Kinderbetreuung. 

Der eingeschlagene Weg der Modernisierung ist ohne 
trag fähige Alternative. Die Bundeswehr wird ihn ent ­
schlossen fortsetzen. 
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Ein wesentliches Instrument der Modernisierung sind Öffentlich-Private Partnerschaften: die Bundeswehr und 
Industrie Informationstechnik GmbH. 

Controlling und Wirtschaftlichkeit 

Das Regierungsprogramm „Zukunftsorientierte Verwal­
tung durch Innovationen einschließlich des Programms 
E-Government 2.0“ beschreibt vier operative Hand­
lungsfelder: Personal, Steuerung, Organisation und 
E-Government. Die Effizienz der Bundesverwaltung 
hängt in diesem Zusammenhang von dem Willen und 
„von der Fähigkeit der Führungskräfte ab, Personal-
und Finanzressourcen ergebnis-, wirkungsorientiert 
und zugleich wirtschaftlich zu steuern“. Neben der Mo ­
de rnisierung des staatlichen Rechnungs- und Haus ­
haltswesens, der Förderung von Zielvereinbarungen, 
von Projekt- und Qualitätsmanagement sowie der Opti­
mierung der Fachaufsicht wird die Stärkung der Kom ­
petenzen zur strategischen Steue rung in den Behör­
den ausdrücklich als Beispiel für Maßnahmen zur 
Verbesserung des Verwaltungsmanagements genannt. 
Der ziel- und ergebnisorientierte Managementansatz 
ist Grundlage für alle zu ergreifenden Maßnahmen – 
sowohl in der ressortübergreifenden Betrachtung als 
auch für eine ressortinterne Führung und Steuerung. 

Für die Leitungsebene des Bundesministeriums der 
Verteidigung ist der durch Controllingberichte des 
Stabes Leitungscontrolling regelmäßig zu deckende 

Informationsbedarf vor allem im zurückliegenden Jahr 
weiterentwickelt worden. Mit der Einrichtung des 
Be tei ligungscontrollings als Führungsinstrument der 
Lei tung erfolgte eine klare Abgrenzung zur Beteiligungs ­
füh rung. Beteiligungscontrolling misst den Erfolg der 
Kooperationsprojekte (z.B. Heeresinstandsetzungs lo­
gistik, IT-Projekt HERKULES) hinsichtlich Zieler reichung 
und Wirtschaftlichkeit. Ziel ist eine integrierte Gesamt­
bewertung, die Nutzerperspektive, Leistungs ver trags­
seite, Haushaltssicht sowie Erkenntnisse der Beteili­
gungsführung zusammenführt. 

Beteiligungsführung stellt die angemessene Wahrneh ­
mung der Interessen des Bundes als Anteilseigner 
gegenüber der jeweiligen Gesellschaft sicher. Mit der 
Einführung einer begleitenden Erfolgskontrolle bei 
Modernisierungsprojekten wird langfristig eine ver ­
besserte Kosten-Nutzen-Relation erreicht werden. Ziel 
der begleitenden Erfolgskontrollen ist es, die Ausga ­
ben- und Leistungstransparenz von Modernisie rungs ­
projekten zu erhöhen und notwendigen Um- und Nach ­
steuerungsbedarf frühzeitig zu erfassen. Um dies zu 
erreichen, werden Modernisierungsprojekte vom Be­
ginn der Planungsphase bis zu deren Abschluss kon­
tinuierlich begleitet. 
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Die Bundesregierung hat am 28. Februar 2007 ein Ab­
bauziel von 25 Prozent der gegenwärtigen Bürokratie ­
kostenbelastung bis Ende 2011 festgelegt. In die Be­
trachtungen werden insgesamt über 4.500 Gesetze 
und Rechtsverordnungen einbezogen. Das Bundes mi ­
nis terium der Verteidigung hat hieran einen vergleichs ­
weise geringen Anteil von 76 Gesetzen und Rechts­
ver ordnungen. 

Bundeswehrintern wurden im Rahmen der „Entbü ro ­
kra tisierung nach innen“ bisher 160 begrenzte, aber 
schnell umsetzbare Maßnahmen identifiziert, die zu 
einem unmittelbaren Effekt führen und zur Hälfte bereits 
umgesetzt sind. Gemäß dem Standardkosten-Modell 
zur objektiven Messung bürokratischer Belastungen 
konnten damit bisher über 18 Millionen Euro einge­
spart werden. Die Reduzierung der Regelungsdichte 
und des Verwaltungsaufwandes ist eine wesentliche 
Grundlage für die erfolgreiche Umsetzung der Struk­
turziele für die zivilen Beschäftigten der Bundeswehr. 

Stationierung und Infrastruktur 

Die Bundeswehr wurde in den zurückliegenden Jah ­
ren im Schwerpunkt konsequent auf die Auslandsein­
sätze hin ausgeplant. Die Realisierung dieser neuen 
Strukturen verläuft planmäßig. 

Infolge der aufgabenbezogenen Neuausrichtung wur ­
de die Stationierungsplanung 2004 unter vorrangig 
militärisch-funktionalen und betriebswirtschaftlichen 
Kriterien neu ausgerichtet. Ihre Umsetzung wird Konti­
nuität wahrend fortgeführt. Getroffene Entscheidungen 
werden grundsätzlich beibehalten, notwendige Anpas­
sungen im Rahmen der Feinausplanung vollzogen. 
Die dem Stationierungskonzept zugrundeliegenden 
Kriterien „Funktionalität“ und „Wirtschaftlichkeit“ haben 
sich bewährt, der beabsichtigte Optimierungserfolg 
hat sich eingestellt. Ende 2008 waren 75 Prozent der 
beabsichtigten Standortschließungen vollzogen. Bis 
Ende 2010 werden, wie vorgesehen, nahezu alle 
Maßnahmen abgeschlossen sein. In wenigen Einzel ­
fällen zeichnen sich Verschiebungen in der Umsetzung 
des Realisierungsplanes, u. a. auf Grund von Sanie ­
rungs maßnahmen im Zuge des Sonderprogramms 
„Sanierung Kasernen West“, ab. Gleichwohl bewegen 
sich die Änderungen im Rahmen des Gesamt kon zep ­
tes. Durch die infrastrukturelle Schwerpunktsetzung in 
den neuen Bundesländern entstand ein erheblicher 
baulicher Nachholbedarf in den Liegenschaften der 
alten Bundesländer. Mit dem neuen Sonderprogramm 
„Sanierung Kasernen West“ wird einem unbefriedigen­
den baulichen Zustand begegnet. In über 1.000 inves­

tiven Baumaßnahmen ist ein Finanzvolumen von ca. 
1,3 Milliarden Euro eingeplant. Davon sollten in den 
Jahren 2008 bis 2011 645,8 Millionen Euro in Bau­
maßnahmen umgesetzt werden. 

Darüber hinaus wurde im August 2008 entschieden, 
auch den Unterbringungsstandard zeitgemäß zu ge ­
stalten, das heißt für die Soldatinnen und Soldaten 
nach der Grundausbildung möglichst attraktive Un­
terkünfte zu bieten. Diese Maßnahme wird nach den 
Abstimmungen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen ab Ende nächsten Jahres umgesetzt wer­
den können. Für den Bau und die Sanierung von Ge ­
bäuden und technischen Einrichtungen in den Liegen­
schaften der Bundeswehr ist der bewusste Umgang 
mit Energie ein wesentliches Kriterium. Die Bundes ­
wehr verfolgt diesbezüglich ein ganzheitliches ener­
getisches Konzept, das von der energetischen Sa nie ­
rung von Gebäuden und Gebäudehüllen über ein kon­
sequentes Flächenmanagement bis zum Einsatz erneu ­
erbarer Energien reicht. Der jährliche Energiever­
brauch in den Liegenschaften der Bundeswehr konnte 
gegenüber 2005 bereits um rund 14 Prozent gesenkt 
werden. Dies entspricht einer Reduktion der CO2­
Emissionen um ca. 254.000 Tonnen im Kalenderjahr. 

Organisation 

Die Spitzengliederung des Bundesministeriums der 
Verteidigung und die Kompetenzabgrenzungen inner­
halb des Ministeriums ergeben sich aus den Erforder ­
nissen der Transformation; sie folgen einer klaren Ver­
antwortungsteilung und der Notwendigkeit straffer Ent ­
scheidungsstrukturen. Vorrangiges Ziel bleibt es, wei­
te re Verbesserungspotenziale zu erkennen und zu 
nutzen, um weiter zu entbürokratisieren und ganz be ­
son ders die übergreifende Führungsfähigkeit der poli­
tischen Leitung zu stärken. 

Am 1. Juni 2008 wurde der Einsatzführungsstab auf ­
gestellt. Mit ihm hat der Bundesminister der Verteidi­
gung die Zuständigkeiten der ministeriellen Planung 
und Führung für alle Einsätze der Bundeswehr gebün­
delt. Die angepasste „Führungsweisung“ wurde eben­
falls am 1. Juni 2008 in Kraft gesetzt. Organisatorisch 
ist der Stab dem Generalinspekteur der Bundeswehr 
gleichwertig neben dem Führungsstab der Streitkräfte 
zugeordnet. 

Diese Reorganisation ist das Ergebnis einer nunmehr 
über 15-jährigen Einsatzerfahrung. Damit richtet sich 
die ministerielle Organisation im Sinne fortwährender 
flexibler Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen 
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neu aus. Stärker noch als bisher wird in der Einsatz ­
führung die militärische Aufgabenwahrnehmung der 
Streitkräfte mit der Unterstützung durch die zivilen Ab ­
teilungen verknüpft. Darüber hinaus entwickelt die Bun­
deswehr mit dem Einsatzführungsstab konsequent die 
Vernetzte Sicherheit weiter, indem sie dem Auswärtigen 
Amt, dem Bundesministerium des Inneren und dem 
Bun desministerium für Entwicklung und wirt schaft liche 
Zu sammenarbeit als fachlich betroffene Ressorts die 
Mög lichkeit der unmittelbaren Mitwirkung anbietet. 
Gleichzeitig wird die strategische, ministe rielle Einsatz ­
führung in der neuen Organisation von Auf gaben des 
Grundbetriebs entlastet, während an Be währtem festge­
halten wird. 

Die Ablauforganisation innerhalb des Einsatzführungs ­
stabes orientiert sich an den Einsatzgebieten. Für die 
Planung, Vorbereitung, Führung und Nachbereitung des 
jeweiligen Einsatzes sind Einsatzteams verantwortlich. 
Eine unverzügliche Anpassung an künftige Entwicklun­
gen ist jederzeit möglich. Damit wurde die Effektivität der 
Einsatzplanung und -führung deutlich erhöht wie auch 
zusätzliche Flexibilität gewonnen. Dies bedeutet eine 
sichtliche Stärkung des Beitrages der Bundeswehr als 
ein Instrument der vernetzten Sicherheitspolitik der Bun­
desregierung. 

Ebenso wurden die Arbeitsabläufe im Bundesministeri­
um der Verteidigung gestrafft, Aufgabenverlagerungen 
vorgenommen, aber auch neue Aufgabenfelder wie 
Modernisierung, Informationstechnik und Controlling 
verstärkt in die ministerielle Organisation integriert. Dazu 
gehört, dass der Leiter der Abteilung Moderni sierung in 
seiner Funktion als „Chief Information Officer“ (IT-Direk­
tor) mit weit reichenden Entscheidungs kompetenzen 
ausgestattet wurde. Die bisherigen Erfahrungen bestäti­
gen den einge schla genen Kurs. Auf diese Weise ist es 
gelungen, notwendige Abstimmun gen verschiedener 
Organisationseinheiten schneller her bei zuführen. Die 
Zu sam menarbeit im Modernisie rungs prozess konnte 
insgesamt deutlich gestrafft und beschleunigt werden; 
Kom petenzen und Verantwortungen sind besser ge re ­
gelt. Unter Federführung der Abteilung Moderni sie rung 
und unter Einbeziehung der g.e.b.b. ist es gelungen, 
mit allen Führungsstäben und Abteilungen ein gemein­
sa mes Verständnis über den weiteren Ausbau von 
ÖPP im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Ver teidigung zu erzielen. 

Im Bereich der Wehrverwaltung erfolgt eine Moderni sie ­
rung des Grundbetriebes durch eine konsequente inter ne 
Optimierung, die Nutzung bewährter Instrumente der 

privaten Wirtschaft und die Entwicklung moderner Ko­
operationsformen mit der privaten Wirt schaft. 

Im August 2007 wurden die vormaligen Truppen- und 
Standortverwaltungen in den neuen Bundeswehr-Dienst ­
leistungszentren zusammengefasst. Damit entstan den 
betriebswirtschaftlich ausgerichtete Anbieter, die alle 
lokalen Dienstleistungen aus einer Hand sicherstellen. 

Mit der Übertragung der bisher im Zentrum für Nach ­
richtenwesen der Bundeswehr wahrgenommenen Auf­
gabe der zentralen Lagebearbeitung an den Bundes ­
nachrichtendienst wurde ein weiterer Schritt hin zur 
Verbesserung der Krisenfrüherkennung sowie -präven­
tion getan. 

Die Bundeswehr beteiligt sich am gemeinsamen Ter­
roris musabwehrzentrum, in dem Polizei, Nachrichten­
dienste und Vertreter der Streitkräfte eng miteinander 
arbeiten. In vergleichbarer Weise führt die neugeschaf­
fene Führungszentrale für Nationale Luftverteidigung 
neben militärischen Elementen Vertreter anderer Bun­
des- und Landesbehörden zur Verbesserung gemein­
samer Entscheidungsprozesse zusammen. Mittelfristig 
wird der Ressortkreis Zivile Krisenprävention gestärkt, 
der die notwendigen Hinweise für die Optimierung 
ge samt staatlicher Strukturen unter Einschluss der 
Bundeswehr geben kann. 

Die Bundeswehr hat das Konzept der Zivil-Militä rischen 
Zusammenarbeit (ZMZ) im Inland neu gestaltet und 
seine Umsetzung erfolgreich eingeleitet. An das föde ­
rale System angepasst entspricht die Organisation der 
Landeskommandos sowie der Bezirks- und Kreisver ­
bin dungskommandos den kommunalen Strukturen der 
Bundesländer. Mit der Anlehnung an die zivilen Ver­
wal tungsstrukturen wird die Zusammenarbeit zwischen 
der Bundeswehr und den Bundesländern strukturell 
vereinfacht, damit die beratende Funktion durch die 
Streitkräfte verbessert sowie die subsidiäre Hilfeleis­
tung bei Naturkatastrophen und besonders schweren 
Unglücksfällen beschleunigt. 

Bis Ende 2010 wird der Aufbau der neuen Strukturen 
einschließlich der 16 ZMZ-Stützpunkte abgeschlossen 
sein. An diesen ausgewählten Standorten der Bundes ­
wehr nehmen bestehende Truppenteile neben ihrem 
originären militärischen Auftrag besondere Aufgaben 
im Rahmen der Hilfeleistung, Not- oder Amtshilfe sub­
sidiär wahr. Sie verfügen über hierfür besonders geeig ­
nete Fähigkeiten im Pionierwesen, in der ABC-Abwehr 
oder im Sanitätsdienst. 
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Die neue Organisation ist ein wichtiger Beitrag zur bereit. Im nächsten Schritt müssen sich nun weitere 
ge samt staatlichen Sicherheitsvorsorge Deutschlands. wichtige Elemente stärker in das Netzwerk einbringen, 
Die Bundeswehr stellt ein stabiles Gerüst für die ZMZ um es noch effektiver und robuster zu gestalten. 

Der Beitrag der Bundeswehr zur gesamtstaatlichen Sicherheitsvorsorge – 
die Stützpunkte der Bundeswehr im Rahmen der Zivil-Militärischen-Zusammenarbeit 
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Bruchsal 
ABCAbwRgt 750 

Ulm 
LazRgt 41 

Feldkirchen 
SanLehrRgt 

Kempten 
GebSanRgt 42 

Husum 
SpezPiBtl 164 

Pionierwesen
 

ABC-Abwehr
 

Sanitätsdienst
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Der Schutz von Leib und Leben der Soldaten im Einsatz hat höchste Priorität in der Ausrüstungsplanung. 
EAGLE IV in der Erprobung. 

RÜSTUNG 

Rüstungspolitik steht in einem Spannungsfeld zwischen 
militärischen Ausrüstungsforderungen, technologischer 
Realisierbarkeit und finanziellen Rahmenbedin gungen. 
Wehrtechnische Forschung, Beschaffungs planungen 
und -entscheidungen, die internationale Zu sam menar­
beit und industriepolitische Aspekte werden davon 
gleichermaßen berührt. 

Forschungs- und Technologieaktivitäten bilden die 
Grundlage zur Entwicklung einer bedarfsgerechten 
Ausrüstung. Auf dem Gebiet der wehrtechnischen 
Forschung entwickelt das Bundesministerium der 
Verteidigung deshalb unter Beteiligung der Streit kräfte 
sowie der wehrtechnischen Forschungseinrichtungen 
eine gemeinsame Industriestrategie. Ziel ist es, die 
technologische Kompetenz von Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen in Deutschland mit Blick auf 
eine europäische Forschungslandschaft zu stärken. 
Die Vertiefung der europäischen und transatlantischen 
Rüstungszusammenarbeit ist unter sicherheits- und 
verteidigungspolitischen, technologischen, industrie ­
politischen und rüstungswirtschaftlichen Ge sichts ­

punkten von herausgehobener Bedeutung. 

Die Bundeswehr wird auch künftig Ausrüstungsfor ­
derungen in möglichst großem Umfang in Abstimm ung 
bzw. in Kooperation mit ihren Partnern realisie ren. Im 
Zuge der verstärkten militärischen Zusammenarbeit in 
Europa ist eine Harmonisierung des Ausrüs tungsbe­
darfs der Streitkräfte der beteiligten Staaten anzustreben. 
Die Schaffung der Europäischen Verteidigungsagentur 
im Jahr 2004 ist ein Meilenstein auf dem Weg, militä­
rische Fähigkeitslücken zu identifizie ren und, wo 
möglich, ge meinsam zu schließen. Die erfolgreiche 
Zusammenarbeit mit den Partnerstaaten über die 
Agentur wird zielgerichtet weiterentwickelt. 

Moderne Streitkräfte sind auf eine technologisch füh ­
rende und wirtschaftlich leistungsfähige industrielle 
Basis angewiesen, um insbesondere die Versorgung 
mit Ausrüstung und Dienstleistungen jederzeit gewähr ­
leisten zu können. Darüber hinaus ist eine nationale 
rüstungstechnologische Kompetenz eine wesentliche 
Voraussetzung, um den europäischen Integrations pro ­
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zess in rüstungs- und sicherheitsrelevanten Industrie ­
be reichen mitgestalten zu können. Die Bundeswehr 
hat zusammen mit der Industrie wehrtechnische Kern­
fähigkeiten identifiziert. Diese bilden die Richtschnur 
für Überlegungen zum Erhalt oder Ausbau nationaler 
rüstungstechnologischer Fähigkeiten. Sie sind deshalb 
ein Kriterium bei Ent scheidungen zur Vergabe von 
Bundeswehraufträgen und bei der Prüfung einer aus­
ländischen Übernahme rüstungsrelevanter Unterneh ­
men in Deutschland. 

Für die Bundesregierung sind die wehrtechnischen 
Kern fähigkeiten eine Richtschnur zur Begleitung wei­
te rer industrieller Konsolidierungsschritte im euro­
päischen Umfeld. Das Bundesministerium der Verteidi­
gung unterstützt die Entwicklung einer europäischen 
Rüstungsindustriepolitik mit dem Ziel eines gemein­
samen europäischen Rüstungsmarkts mit Nachdruck. 
Ein einheitlicher Rechtsrahmen mit gleichen Bedin­
gungen für alle Partnerstaaten garantiert Transparenz 
bei der Auftragsvergabe, einen freien Marktzugang 
und fördert damit den Wettbewerb. Hierdurch kann 
auch künftig das innovative Potenzial der kleinen und 

mittelständischen Unternehmen in der Wehrtechnik 
gesichert und aktiviert werden. Der Erhalt und die 
Weiterentwicklung von nationalen wehrtechnischen 
Kernfähigkeiten ist eine gesamtpolitische Aufgabe – 
aber auch die Industrie muss ihrer Verantwortung 
gerecht werden und ihren Beitrag zur Konsolidierung 
und zum Erhalt ihrer Wettbewerbsfähigkeit leisten. 
Dies erfordert von den Unternehmen u. a., sich durch 
die Bildung von Allian zen auf die Herausforderungen 
eines europäischen Rüs tungsmarktes einzustellen. 

Als Beitrag zum Erhalt von wehrtechnischen Kern­
fähigkeiten unterstützt die Bundesregierung darüber 
hinaus die Rüstungsexportbemühungen deutscher 
Unternehmen im Rahmen der Regelungen des 
Kriegswaffen kontroll- und Außenwirtschaftsgesetzes 
sowie der Politischen Grundsätze für den Export von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern. Ab­
schluss und Ab wicklung von Exportaufträgen erfordern 
zuneh mend eine Begleitung bzw. Unterstützung durch 
die Bundeswehr. Knappe materielle und personelle 
Kapazitäten machen die Suche nach innovativen 
Lösungen gemeinsam mit der Industrie notwendig. 

Die Korvette der Klasse K 130 steht für die Durchsetzungs- und Durchhaltefähigkeit der Marine. 



PERSONAL 

Aktive Soldatinnen und Soldaten 

Der Nachwuchsgewinnung kommt angesichts der 
demografischen Entwicklung eine herausragende Be­
deutung für die Zukunftsfähigkeit der Bundeswehr zu. 
Sie bietet jedes Jahr über 20.000 jungen Frauen und 
Männern attraktive Arbeitsplätze in einem militärischen 
oder zivilen Dienstverhältnis. Eine bislang zufrieden­
stellende Bewerberlage und Bedarfsdeckung täuscht 
nicht über die Herausforderungen der Zukunft hinweg: 
Bei deutlich sinkenden Geburtsjahrgängen stehen die 
Streitkräfte im Wettbewerb mit anderen Arbeitgebern 
um leistungsbereites und qualifiziertes Personal. 

Um künftig die Einsatzfähigkeit der Bundeswehr durch 
qualifizierten Nachwuchs zu sichern und Personal zu 
binden, sind deshalb alle Anstrengungen zielführend, 
die den Dienst so attraktiv wie möglich gestalten. Dies 
umfasst alle Bereiche von der Einstellung über den 
Dienst bis zur Funktion als Reservistin oder Reservist. 
Vieles wurde bereits erreicht: Das Einsatzversorgungs­
gesetz und das Einsatzweiterverwendungsgesetz 
stellen die materielle Absicherung von im Auslandsein­
satz Verletzten oder Verwundeten auf eine tragfähige 
Grundlage. Die medizinische Versorgung in den Ein­
satzgebieten wird fortlaufend angepasst und entspricht 
im Ergebnis dem Versorgungsstandard im Inland. Das 
in seiner Wirkung verlängerte Personalanpassungsge­
setz erhöht die personelle Einsatzfähigkeit und ver ­
bessert die Aufstiegschancen für jüngere Jahr gänge. 
Durch 1.600 Hebungen von Planstellen im Haushalt 
2009 werden ca. 7.000 zusätzliche Beförderungen er­
möglicht. Mit der Wehrsolderhöhung und der Übertra­
gung der Tarifrunde 2008/2009 für den öffentlichen 
Dienst auf die Soldatinnen und Soldaten der Bundes ­
wehr werden die gezeigten Leistungen auch finanziell 
anerkannt. Mit der Angleichung der Besoldung zwischen 
Ost und West ist 18 Jahre nach der Wiedervereinigung 
der letzte förmliche Schritt auf dem Weg zur Armee der 
Einheit vollzogen worden. 

Durch das Dienstrechtsneuordnungsgesetz wurden 
auch im Dienstrecht der Soldatinnen und Soldaten die 
erforderlichen Anpassungen vorgenommen. Hierzu 
gehört die Änderung der Altersgrenzen, die infolge der 
demografischen Entwicklung und der Versorgungslas­
ten erforderlich war. Darüber hinaus flankieren finan ­
zielle Anreizsysteme nach dem Vorbild der Prämien für 
Spezialkräfte die bereits eingeleiteten Maßnahmen, 
um die Attraktivität in Mangelbereichen und für Spezia ­

lis ten zu steigern. Erste Schritte zur Verbesserung der 
finanziellen Attraktivität für verantwortliche Luftfahr ­
zeug führer im Lufttransportdienst und für Fach ärzte/ 
Rettungsmediziner in Form von Stellenzulagen sind 
getan. Auch die Erhöhung des Auslands verwendungs ­
zuschlages steht in dieser Linie. Die Möglichkeit der 
Übertragung der erreichten Besoldungs stufe beim 
Wechsel von Soldaten in das Beam ten verhältnis ge ­
währt eine Anerkennung von beruflichen Erfah rungs ­
zeiten. Diese gesetzlichen Regelungen flank ieren die 
bereits eingeleiteten Maßnahmen, um die At trak tivität 
des Dienstes in den Streitkräften zu steigern. 

Aufstiegsperspektiven und Betreuung müssen konkur­
renzfähig zu den Angeboten der Wirtschaft sein. Die 
Bundeswehr bietet dazu von der Einstellung über eine 
moderne und zivil nutzbare Ausbildung sowie den per­
sönlichen Werdegang bis zur Reintegration in das 
Zivilleben ein abgerundetes Maßnahmenpaket, das 
kontinuierlich weiterentwickelt wird. 

Das zunehmend breiter werdende Spektrum physi­
scher wie psychischer Leistungsanforderung an die 
ein zelne Soldatin und den einzelnen Soldaten erfordert 
neue, flexible Ansätze bei Ausbildung, Training und 
Potenzialentwicklung wie auch beim Personaleinsatz. 
Eine verlässliche und kompetente Personalführung, 
die sich am Personalbedarf und an der Einsatzfähig ­
keit der Streitkräfte, aber wann immer möglich auch an 
persönlichen Wünschen orientiert, stellt die eignungs­
und leistungsgerechte Personalentwicklung sicher. 
Sie ermöglicht ebenso hochspezialisierte wie breit an­
ge leg te Werdegänge bis in höchste Verantwortungs­
ebenen. Chancengerechtigkeit, Kontinuität und Trans­
pa renz bilden den Rahmen einer modernen Personal ­
führung, in der durch verbesserte Entwicklung von 
Kom petenzen und Nutzung von Potenzialen die Berufs ­
zufriedenheit in der Bundeswehr erhöht wird. Mit der 
Einführung eines neuen Beurteilungssystems konnte 
dazu ein wesentlicher Beitrag geleistet werden. 

Verwendungsaufbau, Auswahlverfahren und die Beset­
zung von Führungsverwendungen unterliegen heute 
gemeinsamen Forderungen der Teilstreitkräfte und der 
Organisationsbereiche. Mit Blick auf die weiterhin not ­
wendigen Harmonisierungsvorhaben wurden erste 
wichtige Meilensteine im Rahmen der Neuausrichtung 
der Streitkräfte im personellen Bereich gelegt. Die 
Bundeswehr wird diesen Weg auch zukünftig konse­
quent verfolgen. 
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Gebirgsjäger in der Ausbildung 
beim Eisklettern. 



Zielstruktur Personal Bundeswehr
 

57.770 
Berufssoldaten 

25.000 137.230 
freiwilligen zusätzlichen Soldaten auf ZeitWehrdienst Leistende 

30.000 
Grundwehrdienst Leistende 

2.500 
75.000 Plätze 

Stellen für für Wehrübende 
Zivilpersonal 

Die Integration von Frauen in die Streitkräfte verläuft 
weiterhin sehr positiv. Sie überzeugen durch eine hohe 
Leistungsbereitschaft sowie Kompetenz und tragen 
wesentlich zur Einsatzbereitschaft der Streitkräfte bei. 
Über sieben Jahre nach Inkrafttreten des Bundes­
gleichstellungsgesetzes und vier Jahre nach Inkraft­
treten des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungs­
gesetzes sind die Vorgaben und Rechte allgemein an­
erkannt. Besonders die Bundeswehr ist bei der Umset­
zung dieser Gesetze im beruflichen Alltag vor­
angekommen. Gerade in den Streitkräften – einem tra­
ditionell männ lich dominierten Arbeitsumfeld – spielt 
die Integration von Frauen eine wichtige Rolle. 

Die Öffnung aller militärischer Laufbahnen für Frauen 
fördert die weitere Gleichstellung von Frauen in der 
gesamten Bundeswehr – und damit in der Gesell schaft 
insgesamt. Für Soldatinnen gelten die gleichen Eig­
nungs- und Zulassungsbedingungen wie für Soldaten. 
Seit der Öffnung aller Laufbahnen für den freiwilligen 
Dienst von Frauen im Jahr 2001 hat sich die Zahl der 
Soldatinnen etwa verdreifacht. Zurzeit dienen rund 
16.100 Soldatinnen in der Bundeswehr. Mit einer 
schon seit Jahren steigenden Quote, die derzeit bei 
etwa neun Prozent liegt, befindet sich die Bundeswehr 
im NATO-Durchschnitt. In den jüngeren Geburtsjahr ­

gängen liegt die Quote bereits deutlich höher. Die Bun­
des wehr hat das Ziel, im Sanitätswesen 50 Prozent 
und in den übrigen Bereichen 15 Prozent aller Dienst­
pos ten mit Frauen zu besetzen. 

Die Vereinbarkeit von Familie und Dienst wird auch vor 
diesem Hintergrund immer wichtiger. Sie ist heute ein 
entscheidendes Kriterium bei der Berufswahl junger 
Menschen. Die Bundeswehr widmet sich dieser Her­
aus forderung durch Herausgabe einer gleichlautenden 
Teilkonzeption mit besonderem Nachdruck. Diese 
konzeptionelle Vorgabe wird Schritt für Schritt umge­
setzt. Bislang ist mit Blick auf die Vereinbarkeit von 
Familie und Dienst vieles erreicht worden: Die Mög lich ­
keiten von Teilzeit, Elternzeit, Telearbeit und modernen 
Arbeitszeitmodellen wurden ebenso geschaffen wie 
eine flächendeckende Organisation von Familienbe­
treuungszentren und die Einrichtung von Eltern-Kind-
Zimmern an 37 Standorten. Konkrete Schritte für die 
weitergehende Verbesserung der Kinderbetreuung wur ­
den eingeleitet. Mit der Einrichtung der in Kooperation 
mit der durch die katholische Kirche betriebenen Kin der ­
ta gesstätte „Betriebsgruppe Bundeswehrzentral kran ken­
haus“ in Koblenz ist in dem Sinne ein erstes Zeichen 
gesetzt worden. Am Standort Augustdorf wurden erste 
Erfolge bei der Bereitstellung von pendlergerechten 
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Unterkünften erzielt. Mit einem zweijährigen Pilotpro­
jekt „Kinderbetreuungsportal der Bundeswehr“ werden 
bis 2010 mögliche Optionen für eine verbesserte Ser­
vice leistung an den Standorten untersucht. Die gesetz ­
lichen Regelungen zur Umzugskostenvergütung wer­
den hinsichtlich ihrer Anpassung an gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen geprüft. Des Weiteren wird 
ge prüft, wie familienbedingte Abwesenheiten im Dienst ­
betrieb durch die Berücksichtigung in der Personal­
struktur und eine Flexibilisierung im Dienst- und Lauf­
bahnrecht aufgefangen werden können. Damit werden 
die Verantwortlichen vor Ort besser in der Lage sein, 
die Balance zwischen den Einsatzerfordernissen und 
den familiären Belangen zu finden. 

Der eingeschlagene Weg wird konsequent fortgesetzt. 
Die Attraktivität des Dienstes und damit der Erfolg der 
Personalgewinnung und -bindung ist maßgeblich von 
der Vereinbarkeit von Familie und Dienst in den Streit ­
kräften abhängig. Es ist ein fortlaufender Prozess, der 

in Abhängigkeit von der gesellschaftlichen Entwick­
lung, aber auch dem finanziell Leistbaren steht. 

Reservisten 

Die Organisation der Reservisten wurde mit Heraus­
gabe der neuen Reservistenkonzeption 2004 der Ein­
satzrealität der Bundeswehr angepasst und dadurch 
grundlegend geändert. Eine neue Struktur zielt darauf 
ab, die Auslandseinsätze wirkungsvoll zu unterstützen. 
Zum einen beteiligen sich die Reservisten auf freiwilli ­
ger Basis an den Auslandseinsätzen der Bundes wehr 
und bewähren sich dort insbesondere als Spezia lis ten. 
Zum anderen übernehmen sie im Alltag häufig die Auf­
gaben der aktiven Soldatinnen und Soldaten, die sich 
im Einsatz befinden. Der aktuelle Schwerpunkt der Re­
servistenarbeit liegt darin, die neuen Strukturen der 
Zivil-Militärischen Zusammenarbeit (ZMZ) mit geeig ­
neten Reservisten zu besetzen. 

Die Öffnung aller militärischer Laufbahnen für Frauen fördert die Gleichstellung in der Gesellschaft insgesamt. 



Soldaten und zivile Mitarbeiter gemeinsam bei der Arbeit in der Informations- und Medienzentrale der Bundeswehr. 

Die Reservisten bilden weiterhin eine wichtige Klam­
mer zwischen den aktiven Soldatinnen und Soldaten 
und der zivilen Bevölkerung. Sie fördern das Verständ­
nis für die Notwendigkeit von Streitkräften in der De ­
mo kratie. Die Bundeswehr ist daher auf dem Weg, 
Rah menbedingungen zu schaffen, die einen möglichst 
reibungslosen Wechsel zwischen zivilem Berufsleben 
und dem Dienst in den Streitkräften ermöglichen. Hier ­
zu zählt ein modernes Personalmarketing, welches die 
Bereitschaft bei den Arbeitgebern weckt, ihre Mitarbei­
ter für die Reservistenarbeit freizustellen und gleich ­
zeitig den Reservisten geeignete und interessante Ein­
satzmöglichkeiten innerhalb der Streitkräfte anbietet. 
Hinzu kommt ein Angebot von hochwertigen Lehrgängen 
im Bereich Führung und Management, auch und be ­
son ders für Reservisten, die dadurch einen Mehrwert 
für ihren jeweiligen Betrieb erschließen. 

Mit der neuen Struktur der ZMZ hat die Bundeswehr in 
einem föderalen Aufbau eine wichtige Schnittstelle zu 
den zivilen Organisationen und Einrichtungen im ge ­
samten Bundesgebiet geschaffen. Dadurch wird die 
Befähigung zur flächendeckenden Kooperation mit den 

auf der zivilen Seite Verantwortlichen in der Katastro­
phenabwehr bis auf Kreisebene ermöglicht. 

Schon in kürzester Zeit haben sich die 31 Bezirksver ­
bin dungskommandos (BVK) und 410 Kreisverbin dungs ­
kommandos (KVK) mit insgesamt ca. 5.300 Beor de ­
rungsdienstposten für Reservisten in vielen Übungen 
und realen Katastropheneinsätzen bewährt; sie ge­
nießen dementsprechend hohe Akzeptanz in der öf­
fentlichen Wahrnehmung. Im Zentrum der ZMZ stehen 
die mit den örtlichen Gegebenheiten vertrauten und er­
fahrenen Reservisten, auf die sich das neue territoriale 
Netzwerk abstützt. In dieser angepassten Struktur wird 
den Reservisten eine neue Heimat geboten. 

Gerade vor dem Hintergrund der potenziellen asym­
met rischen Bedrohungen leistet die Bundeswehr im 
verfassungsrechtlichen Rahmen einen wichtigen und 
unmittelbaren Beitrag für die Sicherheit der Bürgerin­
nen und Bürger im eigenen Land: so beim Katastrophen­
schutz oder der Hilfe bei Großschadensereignissen. 
Kostspielige und ineffiziente Doppelstrukturen werden 
vermieden. 
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Zivile Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Von den derzeit etwa 108.000 zivilen Angehörigen der 
Bundeswehr, davon knapp 39.000 Frauen, sind etwa 
25.000 Beamtinnen und Beamte und etwa 77.000 Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Über 5.000 junge 
Menschen befinden sich in einem Ausbildungsverhält­
nis. 

Bis zum Jahr 2010 wird der zivile Stellenumfang auf 
75.000 Personen sozialverträglich angepasst. Betriebs ­
be dingte Kündigungen werden auch zukünftig durch 
eine vorausschauende Personalpolitik und einen in­
tell i genten Mix tarifvertraglicher, gesetzlicher und ad-
min istrativer Instrumentarien vermieden werden. Von 
den verbleibenden 75.000 Stellen sind nach den aktu ­
ellen Planungen 34.000 für die Territoriale Wehr ver wal­
tung und 10.000 für den Rüstungs- und IT-Bereich vor ge ­
sehen, die übrigen werden unmittelbar den Streit kräf ten 
zugeordnet. Das Verhältnis zwischen zivilen Stellen und 
Soldaten beträgt insgesamt 1 : 3,4 (75.000 : 252.500). 

Die zivilen Bereiche der Bundeswehr mussten neu 
aus gerichtet werden, um ihre Aufgaben mit einem ge ­
ringeren Personalumfang erfüllen zu können. Anfang 
des Jahres 2006 wurde daher eine Struktur- und Or­
ganisationsplanung angewiesen, die auf einem ganz ­
heitlichen Ansatz beruht, also alle Organisationsbe­
reiche der Bundeswehr umfasst. Nicht die Interes sen 
einzelner Bereiche, sondern die Fähigkeiten der Bun­
deswehr als Ganzes bilden den Maßstab. Inzwischen 
konnte eine weitgehend vollständige Struktur- und Or­

ganisationsplanung erreicht werden, mit der gra ­
vierende Einschränkungen und der Verlust von Kern ­
fähigkeiten vermieden werden. Auf dieser Grundla ge 
wird der leistungs- und eignungsgerechte Einsatz von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gewährleistet. Die 
Bundeswehr wird damit auch in Zukunft zivilen Mitar­
beiterinnen und Mitarbeitern interessante und verant­
wortungsvolle Arbeitsplätze mit guten Aufstiegs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten bieten. 

Die Strukturveränderungen stellen hohe Anforderungen 
an die einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, auf 
die sie umfassend vorbereitet werden. Daher spielt 
auch die anforderungsgerechte Qualifikation des Per­
sonals eine immer wichtigere Rolle. 

Die grundlegende Veränderung des sicherheitspoli­
tischen Umfeldes verbunden mit der Einsatzorien­
tierung der Streitkräfte lässt die zivilen Angehörigen 
der Bundeswehr nicht unberührt. Bislang haben sich 
weit über 2.000 zivile Angehörige der Bundeswehr an 
den Auslandseinsätzen beteiligt. Im Regelfall wechseln 
sie für die Dauer des Einsatzes in den Soldatenstatus 
und sind in erster Linie mit allgemeinen Verwaltungs ­
aufgaben betraut, leisten Dienst als Rechtsberater 
oder nehmen Tätigkeiten wahr, die in den Inlands­
standorten den Bundeswehr-Dienstleistungszentren 
obliegen. 

Hierzu gehören insbesondere Liegenschaftsverwal­
tung, Liegenschaftsbetrieb sowie Personalbearbeitung 
und Vergütung von Ortskräften. 
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In der Bundeswehr leisten heute
 
rund 252.500 Soldatinnen und Soldaten Dienst. 




VIERTES KAPITEL: 

STAATSBÜRGER IN UNIFORM
 

INNERE FÜHRUNG 

ALLGEMEINE WEHRPFLICHT 

AUSBILDUNG, BILDUNG UND ERZIEHUNG 
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Die zentrale Gedenkveranstaltung der Bundesregierung und des Berliner Senats zum 20. Juli 1944 findet jährlich im Innenhof 
des Bendlerblocks in Berlin statt. 

STAATSBÜRGER IN UNIFORM 

INNERE FÜHRUNG 

Die Grundsätze der Inneren Führung bilden die Grund­
lage für den militärischen Dienst in der Bundeswehr und 
bestimmen das Selbstverständnis der Soldatinnen und 
Soldaten. Innere Führung bindet den Dienst in den 
Streitkräften an die Normen und Werte des Grundge­
setzes und verankert damit die Bundeswehr in der Mitte 
der Gesellschaft. Die Innere Führung geht ganz bewusst 
von den Grenzen des soldatischen Gehorsams aus, der 
nicht bedingungslos sein darf. 

Besondere Bedeutung in der Inneren Führung kommt 
den Vorgesetzten zu. Ihr Verhalten ist ausschlaggebend 
für die Einsatzfähigkeit der Streitkräfte. Verantwortung, 
Motivation, Fürsorge und Führen mit Auftrag sind inte­
grale Bestandteile des Führungsverständnisses der Bun­
deswehr. 

Der erfolgreiche Vorgesetzte vertraut seinen Soldatin­
nen und Soldaten, er führt durch Vorbild und sucht das 
persönliche Gespräch. 

Die Auslandseinsätze der Bundeswehr konfrontieren 
Soldatinnen und Soldaten unmittelbar mit hohen Belas­
tungen und existenziellen Gefahren. Sie müssen heute 
auch fern der Heimat kämpfen können und wollen, und 
sie sind heute mehr denn je auch als Helfer, Vermittler 
und Schlichter gefordert. Sie benötigen damit Fähigkei­
ten, die über das rein militärische Handwerk weit hinaus­
reichen. Gerade von den Vorgesetzten werden neben 
Persönlichkeitsbildung und menschlicher Reife vor allem 
politisches und ethisches Urteilsvermögen, diploma­
tisches Fingerspitzengefühl, Fremdsprachenkenntnisse 
und interkulturelle Kompetenz verlangt. 
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Vor diesem Hintergrund wurde die Innere Führung wei­
terentwickelt und die Zentrale Dienstvorschrift (ZDv) 
der Inneren Führung 10/1 der Einsatzrealität der Streit­
kräfte angepasst. Ihr Wesensgehalt wurde dabei nicht 
verändert. Sie beschreibt auf Grundlage der Werte und 
Normen des Grundgesetzes das verantwortungsbe­
wusste Verhalten der Soldatinnen und Soldaten als 
„Staatsbürger in Uniform“. 

Die neue Vorschrift bietet ein ethisches Regelwerk und 
eine praxisnahe Handreichung zugleich. 

Politische Bildung gehört zu den drei hauptsächlichen 
Gestaltungsfeldern der Inneren Führung; sie steht in 
enger Wechselbeziehung zur Menschenführung und 
ist fester Bestandteil des militärischen Dienstes. Poli­
tische Bildung ist eine Kernaufgabe aller Vorgesetzten 
und gesetzliche Verpflichtung der Disziplinarvorge­
setzten. Auch hier war eine Weiterentwicklung der 
Grundlagen der Politischen Bildung mit Bezug auf die 
neue Einsatzrealität der Bundeswehr notwendig. Die 
Art und Weise, wie Inhalte der Politischen Bildung er­
fasst und für die praktische Nutzung im Dienstbetrieb 
aufbereitet werden, bietet den verantwortlichen Vorge­
setzten eine wirkungsvolle Unterstützung auf dem 
Gebiet der Bildungs- und Erziehungsarbeit. Die neue 
Vorschrift zur politischen Bildung (ZDv 12/1) bietet 
darüber hinaus einen geeigneten Rahmen, um die 
Legitimation von Einsätzen der Bundeswehr noch 
besser vermitteln zu können. 

Die hohe Einsatzbelastung und die gesellschaftliche 
Entwicklung erfordern flexible und menschliche Rah­
menbedingungen in der Bundeswehr, die individuell 
planbare Freiräume für das Leben in der Familie und 
Partnerschaft gewähren. Die weiterentwickelte Kon­
zeption der Inneren Führung hat deshalb den Bereich 
der Vereinbarkeit von Familie und Dienst als neues 
Gestaltungsfeld eingeführt. 

Die geänderten Anforderungen an die Bundeswehr ge­
bieten auch eine Stärkung der ethischen Kernkompe­
tenzen der Soldatinnen und Soldaten. Ausgehend von 
dem Leitbild „Staatsbürger in Uniform“ war die Ent­
wicklung und der Ausbau berufsethischer Elemente in 
der Ausbildung und im Handeln der Soldatinnen und 
Soldaten notwendig. Aus diesem Grunde wurde der 
Lebenskundliche Unterricht neu gefasst und in einer 
neuen ZDv 10/4 niedergelegt. Der Lebenskundliche 
Unterricht wendet sich an alle Soldatinnen und Soldatin­
nen. Er wird als berufsethische Unterrichtung durchge­
führt, wie sie in anderen Organisationen und auch in 
Streitkräften anderer Nationen durch Geistliche oder 
durch dafür besonders qualifizierte Lehrkräfte erteilt 

wird. Die katholische und die evangelische Kirche wie 
auch die Militärseelsorge bleiben dabei unverzichtbarer 
Gesprächs- und Kooperationspartner der Bundeswehr. 
Darüber hinaus ist die Millitärseelsorge zur individu­
ellen seelsorgerischen Begleitung in der Heimat und 
in den Einsatzgebieten unverzichtbar. 

Neben der ethischen Orientierung tragen Geschichts­
bewusstsein und ein zeitgemäßes Traditionsverständ­
nis zu einem eigenständigen und selbstkritischen Ur­
teilsvermögen bei. Auf der Grundlage des Traditionser­
lasses aus dem Jahr 1982 stehen die Preußischen Re­
formen, der militärische Widerstand gegen das Unrechts­
regime der Nationalsozialisten sowie, in zunehmendem 
Maße, die eigene Geschichte der Bundeswehr im Zen­
trum des Traditionsverständnisses. Die über 50 erfolg­
reichen Jahre Bundeswehr haben eine Tradition ge­
schaffen, die es verdient, stärker als bisher in den Blick 
genommen und damit ins Bewusstsein der Soldatinnen 
und Soldaten gerückt zu werden. In zahlreichen regio­
nalen und überregionalen Feierlichkeiten im Rahmen 
des Jubiläums „50 Jahre Bundeswehr“ im Jahr 2006 
wurde das Bewusstsein der Bürger für die Verdienste und 
Errungenschaften der Bundeswehr geschärft. 

Jährlich gedenkt die Bundeswehr am 20. Juli mit einem 
Feierlichen Gelöbnis des Staatsstreichversuches und 
des gescheiterten Attentats auf Hitler. Die Konzeption 
der Inneren Führung orientiert sich am Vorbild der An­
gehörigen des militärischen Widerstandes gegen Hitler, 
die ihrem Gewissen gehorchten und gegen das ver­
brecherische Regime aufstanden. Der Verteidigungsmi­
nister des Vereinigten Königreichs von Großbritannien 
und Nordirland, Des Browne, im Jahr 2006, Bundes­
kanzler a. D. Helmut Kohl im Jahr 2007 und Bundes­
kanzler a. D. Helmut Schmidt in 2008 haben in ihren 
Ansprachen in würdiger Weise daran erinnert. 

Auslandseinsätze verlangen von den eingesetzten Sol­
datinnen und Soldaten nicht nur die Bereitschaft, sich 
Risiken und Gefahren auszusetzen, sondern umfassen 
auch grundsätzlich den Einsatz militärischer Zwangs­
maßnahmen. Deshalb benötigen die Soldatinnen und 
Soldaten im Auslandseinsatz ein höchstmögliches Maß 
an Rechtssicherheit und Unterstützung durch den 
Dienstherrn für den Fall, dass eine strafrechtliche Ver­
teidigung notwendig wird. Auf Initiative des Bundes­
ministers der Verteidigung wurden deshalb im Oktober 
2008 die Bestimmungen über den Rechtsschutz für 
Bundesbedienstete bei dienstlicher Tätigkeit im Aus­
land deutlich verbessert. 

Verantwortung für anvertraute Menschen heißt auch, 
den Einsatz der Soldatinnen und Soldaten für Frieden 
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in Freiheit angemessen zu würdigen. Der Soldatenbe ­
ruf begründet ein besonderes Treueverhältnis, das mit 
keinem anderen Bereich des öffentlichen Dienstes ver­
gleichbar ist. Die Soldatinnen un Soldaten bekunden 
mit der Eidesformel öffentlich ihre Verpflichtung zur Tap ­
ferkeit. Etwas Vergleichbares kennen andere Be rufs ­
gruppen nicht. Diese besondere Bindung verdient eine 
angemessene Würdigung. Die Einführung des „Ehren ­
kreuzes der Bundeswehr für Tapferkeit“ ist Ausdruck 
einer besonderen staatlichen Anerkennung der Bun­
deswehr. Damit können Angehörige der Bundeswehr 
für Taten gewürdigt werden, die weit über das normale 
Maß der Pflichterfüllung hinausgehen. 

Die Tapferkeitsauszeichnung als besondere Form des 
Ehrenzeichens der Bundeswehr nimmt ganz bewusst 
Bezug auf die eigene Tradition als Bundeswehr im 
Einsatz für den Frieden. In diesem Verständnis ist die 
Tap ferkeitsauszeichnung für den Dienst in den Streit ­
kräf ten identitätsstiftend. 

Seit Gründung der Bundeswehr im Jahr 1955 sind mehr 
als 2.900 ihrer Angehörigen im Dienst ums Le ben ge ­

kommen, darunter auch jene Soldaten, die seit 1990 
ihr Leben im Auslandseinsatz verloren haben. Das 
ehren de Gedenken an all diese Angehörigen der Bun­
des wehr ist zugleich Verpflichtung und Teil der kultu re l ­
len Identität der Bundeswehr. 

Mit dem Ehrenmal der Bundes wehr auf dem Gelände 
des Bendlerblocks entsteht ein zentraler Ort, an dem in 
würdiger Form aller Toten der Bundeswehr, der militä ­
rischen wie der zivilen, gedacht werden kann. Das nach 
den Plänen des Münchener Archi te kten Andreas Meck 
errichtete Ehrenmal stellt in seiner Symbolik einen un­
mittelbaren Bezug zwischen Bundeswehr und 
Gesellschaft her, es ver sinn bildlicht das Besondere 
des soldatischen Dienstes, den Einsatz von Leib und 
Leben, und unterstreicht die unaufhebbare Bin dung der 
Bundeswehr an die Ordnung unseres Grund ge setzes. 

Das Ehrenmal wird öffentlich zugänglich sein. Es soll 
dazu beitragen, das Bewusstsein für die Gefährdun­
gen während des Dienstes in der Bundeswehr für Leib 
und Leben zu verbreiten. 

Auf dem Gelände des Bendlerblocks entsteht 2009 das Ehrenmal der Bundeswehr. 



Soldaten beim Einsatz bei der Beseitigung der Schneekatastrophe in Bayern im Februar 2006. 

ALLGEMEINE WEHRPFLICHT 

Gerade vor dem Hintergrund einer Vielzahl von Un­
sicherheiten und Risiken muss der Staat auf verant­
wort liche Weise sicherheitspolitisch Vorsorge treffen. 
Die Allgemeine Wehrpflicht gewährleistet die nötige 
Flexibilität, um die Bundeswehr auf sich wandelnde 
Risiken und Gefährdungen ausrichten zu können. 

Auch die zunehmend wichtiger werdende Hilfe bei 
Katastrophen- oder Unglücksfällen erfordert eine lang ­
fristige verteidigungspolitische Vorsorge. Der sicher heits ­
politisch notwendige Umfang der Streitkräfte in einer 
Größenordnung von rund 252.500 Soldatinnen und 
Soldaten kann beim derzeitigen Finanzrahmen nur 
durch den Fortbestand der Wehrpflicht gehalten wer­
den. 

Heute dienen in der Bundeswehr im Jahresdurchschnitt 
etwa 60.000 Grundwehrdienst Leistende (GWDL) und 
frei willigen zusätzlichen Wehrdienst Leistende (FWDL). 
Sie be währen sich zum Schutz unseres Landes und 
die FWDL darüber hinaus in internationalen Friedens­
missio nen. Zum Schutz Deutschlands gehört auch die 
Hilfe in Katastrophen- und Unglücksfällen. 

Die Allgemeine Wehrpflicht entspricht unserem Staats­
und Gesellschaftsverständnis und folgt der Einsicht in 
die Erfahrungen der deutschen Geschichte. Sie ist Aus ­
druck einer gemeinsamen Verantwortung aller Bür ge rin ­
nen und Bürger für die Sicherheit unseres Landes. Sie 
hat wesentlich zum hohen Ansehen der Bundes wehr 
beigetragen und sich unter wechselnden sicher heits ­
politischen Rahmenbedingungen uneinge schränkt be­
währt: Sie ist die Klammer zwischen den Streitkräf ten 
und der Gesellschaft. 

Über die Wehrpflicht kommt die gesamte Bandbreite 
gesellschaftlicher Talente in die Bundeswehr. Dies stellt 
für die Streitkräfte auch eine positive Herausfor derung 
dar. Damit ist die Wehrpflichtarmee im Gegensatz zu 
einer reinen Freiwilligenarmee immer auch die intelli­
gentere Wehrform. 

Die Allgemeine Wehrpflicht ist Ausdruck des allgemei ­
nen Gleichheitsgedankens und muss dem Gebot der 
Wehr gerechtigkeit entsprechen. Anerkannter Grad mes ­
ser für Wehrgerechtigkeit ist die Ausschöpfungs quote, 
d. h. der Anteil der verfügbaren Wehrpflichtigen, die 
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tatsächlich Wehrdienst leisten. Im Durchschnitt der ver ­
gangenen Jahre wurden rund 80 Prozent der verfüg ­
ba ren Männer eines Geburtsjahrganges zur Ableistung 
des Wehrdienstes einberufen. Durch die Erhö hung der 
Veranschlagungsstärke für GWDL bis 2009 um 5.000 
und für 2010 um 2.000 junge Männer wurde unter an-
de rem auch die Ausschöpfungsquote weiter ver bes sert. 

Die Streitkräfte werden durch die Allgemeine Wehr ­
pflicht in die Lage versetzt, dringend benötigte quali­

fizierte Zeitsoldaten aus der Gruppe der GWDL gewin­
nen zu können. Auch so trägt sie maßgeblich zur breit 
angelegten sicherheitspolitischen Vorsorge der Bundes ­
regierung bei. 

Fest steht: Jeder einzelne Wehrpflichtige wird gebraucht. 
Vor diesem Hintergrund hat eine attraktive, sinnvoll aus ­
gestaltete Allgemeine Wehrpflicht Zukunft zum Wohle 
von Deutschlands Sicherheit. 

AUSBILDUNG, BILDUNG UND ERZIEHUNG
 

Die Berufswahl junger Menschen wird von der Erwar ­
tung dominiert, dass die künftige Tätigkeit herausfor ­
dernd und interessant ist, dass sie allgemein anerkannt 
und geachtet wird, nützlich ist und dass man sich da ­
bei weiterentwickeln kann. Hinzu kommen Aspekte der 
Sicherheit des Arbeitsplatzes und finanzielle Erwägun­
gen. Ausbildung, Bildung und Erziehung werden dazu 
inhaltlich und didaktisch unter Nutzung moderner Tech­
no logie den jeweiligen Rahmenbedingungen an ge ­
passt. 

Die Bundeswehr hat in den letzten Jahren alle relevan ­
ten Ausbildungsweisungen und konzeptionellen Grund ­
lagen so fortgeschrieben, aktualisiert oder neu er stellt, 
dass die Einsatzerfahrungen Berücksichtigung in der 
Ausbildung finden. Die Intensivierung der Spra chen ­
ausbildung, die Erweiterung der Möglichkeiten zur Fern ­
ausbildung und zum lebenslangen Lernen so wie die 
Stärkung streitkräftegemeinsamer Ausbildung wa ren 
wichtige Weichenstellungen. Mit dem Moderni sie rungs ­
projekt „Individualausbildung Bundeswehr“ wird derzeit 
das Ausbildungssystem mit dem Ziel der Erhöhung der 
Einsatzfähigkeit und der Konkurrenz fähig keit zur Wirt ­
schaft untersucht. Der Ressour cen ein satz wird dabei 
optimiert. Auch die neuen Laufbahnen werden hinsicht ­
lich ihrer Zielsetzung zur Erhö hung von Professionalität 
und Attraktivität konti nu ier lich überprüft. 

Die Bundeswehr bietet ein sich kontinuierlich weiterent­
wickelndes Maßnahmenpaket, dass mit der Einstel­
lung beginnt und durch eine moderne und zivil nutz ­
bare Ausbildung abgerundet wird. Damit wird der 
persönliche Werdegang bis zur Wiedereingliederung 
in das Zivilleben begleitet und vorbereitet. Ziel ist es, 
jeder qualifizierten Bewerberin, jedem qualifizierten 
Bewerber ein für sie oder ihn individuell attraktives 
Angebot zu machen. 

Die Bundeswehr bietet für Schülerinnen und Schüler 
mit Hochschul- und Fachhochschulreife in der Offizier­
laufbahn ein hochwertiges, anerkanntes und moder ­
nes Studium an. Mit der Umstellung auf Bachelor- und 
Master-Studiengänge erfüllt die Bundeswehr schon 
jetzt eines der wesentlichen Ziele der „Bologna-Er­
klärung“ aus dem Jahr 1999 für einen einheitlichen 
europäischen Hochschulraum mit gleichen Studien­
strukturen und europaweit anerkannten Studienab­
schlüssen. Die Studentinnen und Studenten der Bun­
deswehr erwerben damit einen konkurrenz fähigen 
Abschluss, der ihnen sehr gute Chancen für ihr wei­
teres Berufsleben auf dem internationalen Arbeits ­
markt sicherstellt. 

In der Laufbahn der Unteroffiziere haben die Bewerber 
ohne Beruf die Möglichkeit, im Rahmen ihrer Verpflich­
tungszeit eine Berufsausbildung zu durchlaufen. Die 
Bundeswehr bietet hier am Arbeitsmarkt gefragte 
Ausbildungsgänge in mehr als 50 Berufen an. Junge 
Frau en und Männer, die bereits einen Berufsabschluss 
vorwei sen, können bei Nutzung ihrer Qualifikationen 
mit höherem Dienstgrad eingestellt werden und haben 
zudem die Chance, sich in Form höherer Berufsab­
schlüsse während der Dienstzeit fortzubilden. 

Die Mannschaftslaufbahn ermöglicht Bewerberinnen 
und Bewerbern einen Einstieg in die Bundeswehr und 
kann zur Orientierung genutzt werden. Die Attraktivität 
dieser Laufbahn lässt sich durch eine Erhöhung der 
An zahl längerfristiger Verpflichtungsmöglichkeiten mit 
den damit verbundenen verbesserten beruflichen Qua li ­
fizierungsmöglichkeiten deutlich verbessern. 

Die zivilberufliche Qualifikation und Fortbildung ist ohne 
eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft nicht möglich. Im Rahmen der weiteren 
Intensivierung dieser Ausbildungszusammenarbeit er­
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weist sich die Vernetzung zwischen Berufsförderung 
und Nachwuchsgewinnung als förderlich. Nicht zuletzt 
dient der nahtlose Übergang der Zeitsoldatinnen und 
-soldaten ins Zivilleben der Erhöhung der Attraktivität 
des Arbeitgebers Bundeswehr. 

Die Entwicklung von zunehmenden körperlichen Ein­
schränkungen bei jungen Menschen in unserem Land 
ist ein gesamtgesellschaftliches Problem, das unmittel ­
baren Einfluss auf die Einsatzfähigkeit der Streit kräf te 
hat. Sport hingegen erhält und steigert die allgemei ne 
Leistungs- und Belastungsfähigkeit der Solda tin nen 
und Soldaten und beeinflusst ihr Sozialverhalten posi­
tiv. Die allgemeine Sportausbildung ist daher fester 
Bestandteil des Dienstbetriebes. Die Streitkräfte set­
zen in der Sportausbildung gezielt neue Akzente, die 
neben der Förderung des Sportes auch das allge­
meine Gesundheitsbewusstsein stärken sollen. Die 
Maßnahmen reichen von Anti-Raucher-Seminaren bis 
hin zu einem „Adipositas-Interventionsprogramm“, das 

sich gezielt an übergewichtige Soldatinnen und Sol­
daten richtet. 

Darüber hinaus bleibt die Bundeswehr der größte öffent­
liche Förderer des Hochleistungssports in Deutsch land. 
Dies wurde durch die Erhöhung um weitere 120 För ­
derplätze bis auf Weiteres erneut dokumentiert. 

Mit bis zu 824 Förderplätzen hat die Bundeswehr 
einen Anteil von mehr als 80 Prozent der öffentlichen 
Spit zensportförderung in Deutschland. Sie nimmt 
damit eine wichtige gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
wahr. Bei den Olympischen Winter- und Sommerspie­
len in Turin 2006 bzw. 2008 in Peking bildeten die 
Angehörigen der Bundeswehr einen überdurchschnitt ­
lich erfolg reichen Teil der jeweiligen Mannschaft. In 
Turin waren 72 Sportsoldatinnen und Soldaten unter 
der 161-köpfigen deutschen Delegation. Sie gewan­
nen 19 von 29 Medaillen. 2008 in Peking stellte die 
Bundeswehr 127 von 437 deutschen Teilnehmern und 
war an 15 von 41 Medaillen beteiligt. 

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel mit Athleten der Olympischen und Paralympischen Spiele 2008, 
darunter Feldwebel Katrin Wagner-Augustin und Michael Teuber. 



Der „Infanterist der Zukunft“: heute bereits im Einsatz. 



AUSBLICK: 

DER WEG NACH VORN
 

Die Bundeswehr kann ihren Auftrag nur erfüllen, wenn 
sie sich auf eine angemessene Wahrnehmung und Zu ­
stimmung in der deutschen Gesellschaft verlassen 
kann, und sie muss darauf bauen können, dass sie die 
finanziellen Mittel bekommt, die sie zur Erfüllung ihres 
Auftrags braucht. Gerade vor dem Hintergrund wachsen ­
der Ungewissheiten und gestiegener Anforderungen in 
einem auf absehbare Zeit schwierigen internationalen 
Um feld kommt es deshalb darauf an, deutlich zu machen, 
dass der Staat seine Aufgaben zur Ge währ leis tung der 
Sicherheit in und für Deutschland nur dann er folgreich 
wahrzunehmen vermag, wenn alle Bürgerin nen und 
Bürger bereit sind, ihren Beitrag zu leisten, sowie, wo 
nötig, Risiken zu tragen und sich Gefährdungen aus ­
zu setzen. Damit ist untrennbar verbunden, dass die 
Men schen in Deutschland darauf vorbereitet werden 
müssen, dass künftig in stärkerem Maße als bisher 
Opfer verlangt werden. 

Der konsequenten Verbesserung des Schutzes im Ein­
satz, um die Soldaten in ihren zunehmend auch ge ­
fähr lichen Missionen zu unterstützen, kommt deshalb 
eine besondere Bedeutung zu. Bestmögliche Ausstat­
tung, wirksamer Schutz, eine umfassende Einsatzvor­
bereitung durch Ausbildung, Motivation und die Bin dung 
des Dienstes in den Streitkräften an die Normen und 
Werte des Grundgesetzes sind Voraussetzungen für 
die erfolgreiche Erfüllung des Auftrags. Sie müssen be­
glei tet werden von einer aktiven und gestaltenden Sicher­
heitspolitik, die in den Bündnissen, internatio nalen und 
supranationalen Organisationen auf die strategischen 
Grundlagen genauso wie auf die operativen Erforder nis ­

se politischen Handelns in der internationalen Gemein ­
schaft Einfluss nimmt. Wir müssen unsere Interessen 
im Bündnis überzeugend definieren, für sie eintreten 
und auf diese Weise dem als richtig erkannten Kurs 
zum Durchbruch verhelfen. 

Die Krisenbewältigung kann indes nicht allein Aufgabe 
der Streitkräfte sein. Die Vertiefung des Verständnisses 
für die Erfordernisse einer vernetzten Sicherheits poli­
tik, die das Ineinandergreifen der verschiedenen Instru ­
mente in einem ressortübergreifenden Ansatz mit einem 
einheitlichen Lagebild zur Wirksamkeit bringt und auf 
Informationsüberlegenheit, frühzeitige und umfassen ­
de Nachrichtengewinnung und fortlaufende Folgerun­
gen aus dem technologischen Wandel setzt, wird die 
Bundeswehr befähigen, ihre Aufgaben als Beitrag zur 
gesamtstaatlichen Sicherheitsvorsorge und im Rah men 
der gesamten Bandbreite von der humanitä ren Hilfeleis­
tung in Katastrophenfällen bis zur Frie dens er zwin gung 
im Zusammenwirken mit den Streit kräf ten von Verbün­
deten und Partnern erfolgreich wahr zuneh men. Die Bun ­
deswehr wird ihr Fähigkeits profil weiter verbessern und 
ihre Streitkräfteplanung weiterhin konsequent nach den 
Grundsätzen der Vernetzten Operationsführung aus­
richten. Die Bundeswehr von morgen wird damit noch 
einsatzorientierter und noch leistungsfähiger sein, als sie 
dies heute schon ist. Sie wird sich – im Bewusstsein der 
Verantwortung für kommende Ge nerationen – auf den 
identitätsstiftenden Reichtum der Tradition be sinnen, 
der mit ihrer eigenen Erfolgsge schichte begrün det ist, 
und sie wird auf die Kraft ihrer eigenen Stär ke ver­
trauen können. 
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